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Der weltweite Protest für Klima-
schutz wurde auch in Deutsch-
land zu einer Massenbewegung. 
Von dieser gesamtgesellschaft-
lichen Popularität wollen auch 
Linksextremisten profitieren. 
Die Chance, dass es ihnen 
gelingt, linksextreme Themen, 
Slogans und Gewalt mit Klima-
schutz zu verbinden, ist im Au-
genblick erstaunlich groß ...
Seite 30
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Zum insgesamt fünften Mal 
prä- und repräsentierte die 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
beziehungsweise ihre Redaktion 
DEUTSCHE POLIZEI (DP) das 
GdP-Mitgliedermagazin beim 
Tag der offenen Tür der Bundes-
pressekonferenz anlässlich des 
jährlichen „Regierungsbesuchs“ 
in Berlin.
Seite 21
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Wer im Hinterkopf hat, dass 
unterschiedliche kulturelle Er-
fahrungen zu unterschiedlichen 
Deutungen führen können, ist 
den ersten Schritt gegangen. 
Die sogenannte interkulturelle 
Kompetenz könnte womöglich 
zu einer polizeilichen Schlüssel-
qualifikation avancieren, meint 
DP-Autorin Hülya Duran.
Seite 14
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Echte Hingucker: Bestens gelaunt und quakfidel präsentierten sich die GdP-Quietscheentchen 
am Tag der offenen Tür in der Bundespressekonferenz.                                       Foto: Zielasko
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Bei Schwerpunktthemen wie 
Öffentlichkeitsarbeit, Mitglie-
derwerbung und Vernetzung 

erörterten die Kolleginnen und Kolle-
gen sich stetig verändernde interaktive 
Medien. So nahmen sie die „insta-
cops“ ins Visier. Unter diesem Begriff 
präsentieren sich Polizistinnen und 
Polizisten auf der Online-Plattform 
Instagram. Mit Clips und Botschaften 
sprechen sie potenziellen polizeili-
chen Nachwuchs an. Ihr Antrieb ist, 
junge Menschen in ihrem üblichen 
alltäglichen Umfeld auf die Polizei auf-
merksam zu machen und abzuholen. 

Dieser Aufgabe der zielgruppenori-
entierten Ansprache stellen sich auch 
Gewerkschaften. „Wir müssen zu den 
Menschen gehen“, kristallisierte sich 
die Herausforderung sowohl bei der 
Mitgliedergewinnung als auch bei der 
-bindung heraus.

Politischer Diskurs

Höhepunkt war das von der JUN-
GEN GRUPPE (GdP) geführte In-
terview mit dem GdP-Bundesvor-

sitzenden Oliver Malchow. Für die 
Seminarteilnehmerinnen und -teil-
nehmer bot sich die Gelegenheit, mit 
einem erfahrenden Strategen den po-
litischen Diskurs zu trainieren und 
gleichzeitig ausführliche Antworten 
auf zahlreiche brennende gewerk-
schaftliche Fragen zu erhalten. Die 
spontane Stippvisite des GdP-Bundes-
jugendvorsitzenden Niels Sahling bot 
interessante Einblicke in die Arbeit des 
Hamburger Kollegen, der sich neben 
seiner umfassenden Aufgabe in der 
Gewerkschaft der Polizei auch poli-
tisch engagiert.

Der Austausch über Themen und 
Besonderheiten in den Ländern, den 
Bundesbehörden Bundeskriminalamt, 
Bundespolizei und dem Zoll eröffnete 
neue Sichtweisen auf die Herausfor-
derungen der gemeinsamen Gewerk-
schaftsarbeit. Einig waren sich die Kol-
leginnen und Kollegen im Resümee der 
Veranstaltung: Getreu nach dem Motto 
unserer Bundesjugendkonferenz „Wer, 
wenn nicht wir!“, „Gemeinsam wollen 
wir Zukunft gestalten.“ 

JUNGE GRUPPE (GdP)

Talente freilegen
Ehrenamt ausüben und Zukunft gestalten

Von Marcel Schäfer

Unter dem Motto „Das politische Ehrenamt und die Jugendorganisation 
– Grundlagen und Gestaltungsmöglichkeiten gewerkschaftspolitischer 
Jugendarbeit“ trafen sich Anfang September in der JUNGEN GRUPPE 
(GdP) engagierte Kolleginnen und Kollegen aus allen Landesbezirken und 
Bezirken mit der Bezirksgruppe Zoll in der Berliner Bundesgeschäfts-
stelle der Gewerkschaft der Polizei (GdP). An spannenden und abwechs-
lungsreichen drei Tagen setzten sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
bei dem Seminar mit der gewerkschaftlichen Organisation, politischen 
Themen sowie der Gestaltung moderner Gewerkschaftsarbeit intensiv 
auseinander.

Foto: Marcel Schäfer
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Fortsetzung folgt – 
Veränderungen brauchen Zeit!

In mehreren Besprechungen zwi-
schen den Behindertenverbänden und 
den Ländern, zuletzt im Oktober und 
November 2018, wurde der Entwurf der 
6. Änderungsverordnung der Versmed-
VO mit interessierten Schwerbehinder-
tenvertretungen erörtert.

Das BMAS hatte in der Verbände-
besprechung im Oktober 2018 zwar zu 
erkennen gegeben, dass wesentliche 
Kritikpunkte – Bestandsschutz, Befris-
tung GdB 20 (Grad der Behinderung) 
bei Gesamt-GdB-Bildung, Berücksich-
tigung von Hilfsmitteln, bestmögliches 
Behandlungsergebnis – erkannt wur-
den. Lösungen im Sinne der Verbände 
sollen erarbeitet werden. Das Ministe-

rium kam jedoch, nachdem zwischen-
zeitlich zahlreiche weitere Stellung-
nahmen eingegangen waren, zu dem 
Schluss, dass insbesondere sehr viele 
schwerbehinderte Menschen zumindest 
verunsichert seien und für sich teilweise 
auch Verschlechterungen befürchteten.

Deutliche Kritik wurde unter an-
derem an den unterschiedlichen Ver-
waltungsabläufen geübt. Hier wurde 
deutlich, dass vergleichbare Krank-
heitsbilder zu unterschiedlichen Be-
wertungen beim GdB oder bei der Be-
scheinigung der Merkzeichen führen. 
Das BMAS sicherte zu, dass regionale 
Unterschiede im Zusammenhang mit 
der Überarbeitung hinterfragt würden. 
Das Werkstattgespräch erfährt daher 
zu Beginn des nächsten Jahres eine 
Fortsetzung.

Wir werden das Thema weiter be-
gleiten. 

KOMMISSION

Versorgungsmedizin-Verordnung 
im Fokus
Von Silke Schmidt

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) sowie der ärztliche 
Sachverständigenbeirat Versorgungsmedizin und dessen Arbeitsgruppen 
arbeiten derzeit daran, die Versorgungsmedizin-Verordnung (VersmedVO) 
noch stärker teilhabeorientiert auszurichten und sie an den medizinischen 
Fortschritt anzupassen. Ein so komplexes Vorhaben wie die Gesamtüberar-
beitung der VersmedVO kann aber nur Erfolg haben, wenn alle Beteiligten 
grundsätzlich dahinter stehen und es als Fortschritt für behinderte Men-
schen ansehen. Dazu nahmen an einem sogenannten Werkstattgespräch 
Anfang September in Berlin Silke Schmidt (Brandenburg) und Uwe Kaßler 
(Rheinland-Pfalz) für die Gewerkschaft der Polizei (GdP) als Sprecher der 
GdP-Kommission für Menschen mit Behinderungen teil.

Arbeitsgespräche in der Werkstatt. Foto: privat

Zu: Spürbienen – eine Revolution 
für die Polizeiarbeit?, DP 8/19

Beim Lesen des Artikels „Spürbienen 
– eine Revolution für die Polizeiarbeit“ 
haben sich unwillkürlich meine Augen-
brauen stark zusammengezogen und 
einen ärgerlichen Gesichtsausdruck 
eingeleitet. Zu oder anstatt Diensthun-
den sollen möglicherweise künftig Bie-
nen zum Aufspüren von Menschen oder 
Substanzen herangezogen werden. Die 
Vorgehensweise beim Konditionieren 
der kleinen Tierchen wird ausführlich 
beschrieben. Was man anschließend 
mit den Tieren macht, wird interessan-
terweise nicht erwähnt. 

Da sträuben sich mir bei aller Begeis-
terung für neue Methoden als jemand, 
der auf seinem Balkon über 1.000 
(Wild-)Bienen beherbergt, und daher 
das Leben dieser putzigen und neben-
bei für die Natur überaus nützlichen 
Insekten sehr gut kennt, die Haare: vor 
allem beim Lesen der „Vorschläge“ zur 
Konditionierung. Man stelle sich das 
Ganze bei einem Säugetier vor (denen 
wir uns als Menschen eher „ähnlich“ 
und daher mehr zugetan fühlen als den 
Insekten). Nehmen wir zum Beispiel al-
ternativ zur Biene einen Hundewelpen, 
entfernen diesen aus seinem Rudel, 
schrauben ihn in eine Vorrichtung, in 
der er sich nicht mehr bewegen kann, 
und versetze dem Welpen Stromstöße 
zur Bestrafung. Alternativ dazu sperre 
man das Hündchen in eine Kammer, in 
der man den Boden unter Strom setzt...

Beim Hund (Katze, Hase...) undenk-
bar, bei der Biene okay? Ich frage mich, 
warum. Beim Nachdenken darüber 
möge sich die geneigte Bienenkonditi-
oniererin doch bitte komplett mit einem 
fluoreszierenden Puder einstäuben und 
mal kräftig einatmen. Mahlzeit.

Robin Geiß, Hofheim

Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe zu 
kürzen, um möglichst viele Kolleginnen und 
Kollegen zu Wort kommen zu lassen. Abge-
druckte Zuschriften geben nicht unbedingt 
die Meinung der Redaktion wieder. Anonyme 
Zuschriften werden nicht berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:
GdP-Bundesvorstand
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI
Stromstraße 4, 10555 Berlin 
Tel.: 030 399921-113
Fax: 030 399921-200
E-Mail:  gdp-pressestelle@gdp.de
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TITEL

Durchbruch 
schaffen

Der Staat gegen kriminelle Clans
Von Prof. Dr. Dorothee Dienstbühl

Foto: P
aul Z
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Kriminalität durch Angehörige 
sogenannter Clans ist bereits 
seit Jahren alltäglicher Ge-

genstand von Polizeiarbeit vor allem in 
Nordrhein-Westfalen (NRW), Nieder-
sachsen und den Stadtstaaten Berlin 
und Bremen. Insbesondere durch die 
Initiative des NRW-Innenministers Her-
bert Reul (CDU) ist diese Form der Or-
ganisierten Kriminalität (OK) zu einem 
der Top-Themen in Deutschland avan-
ciert. Nicht nur die Kriminalität und 
Dreistigkeit krimineller Clanmitglieder 
gerät so in den öffentlichen Fokus. Na-
türlich wird auch darauf geschaut, was 
der Staat dagegen tut, welche Gegen-
maßnahmen getroffen werden. An kre-
ativen Bekämpfungsstrategien herrscht 
jedenfalls kein Mangel, die intensive 
Prüfung jedoch steht noch aus. 

Zu berücksichtigen sind allerdings 
die ungleichen Bedingungen auf bei-
den Seiten. Der Staat muss die Rechte 
des kriminellen Gegenübers wahren 
und darf den Boden der Rechtstaat-
lichkeit nie verlassen. Clan-Mitglieder 
betrachten genau das als Schwäche.

Polizei und Beschäftigte der Ord-
nungs- und Ausländerbehörden ken-
nen die Spielchen zur Genüge, bei de-
nen Clanmitglieder ihre Personalien 
vertauschen oder durch beeindruckend 
schnell organisierte Personenüberzah-
len das Durchsetzen polizeilicher Maß-
nahmen zu verhindern suchen. Auch 
die Justiz sieht sich bei Angehörigen 
von Clans nicht nur anwaltlichen Tak-
tiken ausgesetzt, sondern häufiger neu 
vorgelegten Ausweisdokumenten. Die 
sollen augenscheinlich beweisen, dass 
der Beschuldigte aus einem gänzlich 
anderen Land als noch vormals ange-
nommen stammt und außerdem viel 
jünger ist, als bislang gedacht. Wenig 
überraschend scheint demnach, dass 
sich die Familienverhältnisse während 
eines Strafprozesses schon mal drama-
tisch verändern. Da erkennt plötzlich 
die Familie eines Beschuldigten, dass 
der Mann da vorn eben nicht der Bru-
der der ältesten Tochter ist, sondern 
deren Sohn.

Derartig unverfrorene Scharaden 
sprengen den Gerichtsprozess, noch 
bevor dieser vernünftig beginnen 
kann. Am Ende steht eine überlange 
Verfahrensdauer mit entsprechend 
hohen Kosten. Auch der sogenann-
te Normalbürger kennt das Phäno-
men bereits. Das teils protzige und 
übergriffige Verhalten der Clans im 
öffentlichen Raum macht Eindruck 
und vermittelt ein deutliches Bild von 
deren Selbstverständnis. Dies gilt nicht 
nur für den analogen Raum, sondern 
auch den virtuellen mit deren offen 
geteilten Statements in sozialen Netz-
werken sowie auf Video-Plattformen 
wie YouTube.

Gleichzeitig sehen sich kriminelle 
Clanmitglieder selbst als Opfer des 
Staates. Denn der mischt sich aus ih-
rer Sicht in ihr Leben und ihre Fami-
lienangelegenheiten ein. Vor allem 
die jüngere Generation offenbart den 
gelebten Widerspruch zwischen Op-
fer- und Anspruchshaltung.

Familiärer Druck und 
imposanter Besitz

Clans als patriarchale Familiengefü-
ge übertragen dem männlichen Nach-
wuchs die Verantwortung für ihren 
Schutz und Besitz. An dieser deutlichen 
Erwartungshaltung kommen Clankin-
der nicht vorbeidurch, denn durch sie 
erfolgt die Versorgung der Eltern. Aus 
dem Besitz leitet sich das Ansehen ei-
ner Familie im Clangefüge ab. Das hat 
Folgen: Zum einen Druck für die männ-
lichen Nachkommen, genug Geld zu 
generieren. Zum anderen entsteht eine 
Konkurrenzsituation nicht nur inner-
halb der Clans, sondern auch innerhalb 
der Kernfamilien, in denen die Söhne 
nicht selten zu direkten Rivalen wer-
den. Nicht zwangsläufig ist, dass die 
Eltern im Detail darüber im Bilde sind, 
welche Geschäfte ihre Kinder betrei-
ben. Sie fragen auch oftmals gar nicht 
nach. Der Erhalt der Familie steht über 
den Normen des Rechtsstaates. Alles 
andere ist weniger interessant.

Aus sozialen Projekten, in denen mit 
Jugendlichen aus Familienstrukturen 
gearbeitet wird, kann man mehr über 
diesen Zwiespalt erfahren – und ler-
nen. Häufig erhalten die Kinder aus 
dem Elternhaus keinerlei Förderung, 
jedoch auch keine Ermahnung hin-
sichtlich ihres Verhältnisses zur Mehr-
heitsgesellschaft oder ihrer Disziplin in 
der Schule. Innerhalb des Clans sind 
die Eltern meist mehr mit ihrem Anse-

TITEL

Nachdem hierzulande jahrelang ein politisch großer Bogen um das The-
ma Clankriminalität geschlagen wurde, steht es nun ganz oben auf der 
Agenda. Neben facettenreicher polizeilicher Ansätze, den Clans und 
ihrer kriminell-verzweigten Machenschaften das Wasser abzugraben, 
erleben wir zunehmend Vorschläge und Forderungen zur effizienten Kri-
minalitätsbekämpfung. Die aktuelle Debatte um wirksame Maßnahmen 
und Methoden sollte als Chance genutzt werden, um herauszufinden, 
welche Instrumente Behörden generell und grundsätzlich zur wirksamen 
Kontrolle organisiert-krimineller Strukturen benötigen. Aber: Es braucht 
Zeit, Ansätze sorgfältig zu prüfen und bereits eingeleitete Maßnahmen 
zu bewerten. 

Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul begleitet eine Razzia gegen 
Clan-Kriminelle. Foto: Bernd Thissen/dpa
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hen in ihrer Community beschäftigt, 
als sich noch zusätzlich individuellen 
Bedürfnissen ihrer Kinder zu widmen. 
Diese wiederum streben danach, dem 
Anspruch ihrer Eltern auf eigene Art 
und Weise gerecht zu werden. Sie 
fühlen sich zur Führung eines Business 
befähigt, wollen „Geld machen“ und 
dem elterlichen Idealbild entsprechen. 
Dabei geht der Ansporn selten so weit, 
eine klassische Bildungskarriere anzu-
streben, sondern am besten noch im 
Teenageralter möglichst imposanten 
Besitz zu präsentieren. 

Fast unwiderstehlichen Einfluss 
üben sogenannte Gangsta-Rapper 
wie „Ghazi47“ oder „Hamad 45“ aus, 
die das Spannungsfeld zwischen An-
spruchsdenken einerseits und stetigem 
Jammern über den gemeinen Staat 
sowie seiner vermeintlich diskrimi-
nierenden Mehrheitsgesellschaft mehr 
oder weniger musikalisch klangvoll 
aufarbeiten. In ihren Texten klagen 
sie über Exklusion, und zugleich tönen 
sie beschwörend über Drogen, Autos 
und ihren Anspruch auf Luxus und 
Status. Ihre Texte handeln stets von 
Gewalt und Kriminalität als gelebter 
Normalität, wofür sie dem deutschen 
Staat die Verantwortung geben.

Geringster Widerstand

Tatsächlich beschreiten die jungen 
Clanmitglieder allerdings den Weg 
des geringsten Widerstandes. Statt 
sich Bildungsabschlüsse, Qualifika-
tionen und Fähigkeiten anzueignen, 
mit denen sie sich einen Berufsstand 
erarbeiten könnten, wollen sie lieber 
direkt und ohne Umwege Manager, 
Geschäftsführer oder Produzenten 

sein. Sie wollen nicht für andere Per-
sonen arbeiten, sondern führen. Fast 
zwangsläufig ebnet diese Anspruchs-
haltung den Weg in die Kriminalität, 
denn anders ist er kaum zu realisie-
ren. Im Grunde genommen denken 
die Clanmitglieder genauso wie heute 
längst überwunden geglaubte Eliten. 
Demnach steht ihnen allein durch ihre 
Familienangehörigkeit alles zu.

Entsprechend ist der Weg in die 
Gewalt innerhalb dieser Clan-Szenen 
eher dreispurige Autobahn als Serpen-
tine. Die jungen Männer fordern für 
sich Respekt ein, benehmen sich aber 
selbst gänzlich respektlos. Ihr Verhal-
ten bei sich unweigerlich ereignenden 
Auseinandersetzungen ist schwerlich 
mit den hierzulande gängigen Maß-
stäben von Ehrbarkeit in Einklang zu 
bringen. Clanmitglieder greifen gern 
in Gruppen an, auch den Einzelnen. 
Während sie sich als mutige Kämpfer 
gerieren, basiert ihre Taktik auf Feig-
heit, Hinterhalt und nach Möglichkeit 
Waffenungleichheit. Damit stehen sie 
nicht nur im Widerspruch zu dem, was 
sie darstellen wollen, sondern auch 
in Asymmetrie zu bewährtem rechts-
staatlichen Handeln.

Zelebrieren von Ansprüchen

Dem offen gelebten Werteverständ-
nis der Clans setzt unter anderen NRW 
die „Null-Toleranz-Strategie“ ent-
gegen. Darunter zu subsumierende 
Taktiken im Kampf gegen Clankrimi-
nalität tragen vor allem dem Macht- 
und Gebietsanspruch Rechnung, den 
die Mitglieder zelebrieren. Mit der 
„Taktik der 100 Nadelstiche“ finden 
koordinierte Kontrollen und Razzien 

durch Polizei, Zoll und Finanzämter 
in Geschäftsräumen und Bars statt. 
Dabei treten die staatlichen Vertreter 
geschlossen auf und sorgen für eine 
demonstrative Übermacht. Entspre-
chend personalaufwändig sind die 
Kontrollen, die neben viel Zuspruch 
zuweilen auch Kritik erhalten. 

Lohnt sich der Aufwand im Ver-
hältnis zum Ertrag? Besteht nicht die 
Gefahr einer Stigmatisierung und 
Vorverurteilung von Clanmitglie-
dern, die bislang nicht strafrechtlich 
in Erscheinung getreten sind? Ebenso 
ist ein möglicher Verdrängungsef-
fekt bereits negativ konnotiert, ohne 
tatsächlich differenziert untersucht 
worden zu sein. Das wäre allerdings 
zwingend notwendig. Statt also nur zu 
fragen, ob Verdrängung stattfindet, 
wäre es doch zielführender zu klären, 
welche Wirkungen das Verdrängen 
krimineller Akteure aus einem Ge-
biet hat, und welche Folgen sich so-
wohl für diese als auch die staatlichen 
Kräfte am alternativen Ausweichort 
ergeben. Denn stetige Verdrängung 
kann zu Verschleißeffekten bei der 
Problemgruppe führen und sie somit 
schwächen.

Tatsächlich können Wirkungen 
von Kontrollen und „Nadelstichen“ 
zum heutigen Zeitpunkt noch nicht 
vollständig ermessen und bewertet 
werden. Zum einen setzen die Maß-
nahmen Dynamiken in Gang, die sich 
mit der Zeit prozesshaft entwickeln, 
zum anderen können die ermittelnden 
Behörden die Clanstrukturen durch 
die Aktionen besser kennenlernen. 
Fakt ist: Es geht nicht ohne weiteren, 
womöglich erhöhten Personaleinsatz 
für Ermittlungen, Auswertungen und 
Analysen. Die Anschlussermittlun-
gen an die Kontrolleinsätze dürften 
noch deutlich aufwändiger sein als die 
Durchführung der Kontrollen selbst.

Fokus auf Vermögen

Es ist unterdessen allen Beteilig-
ten klar, dass Präsenz und Kontrol-
len nicht die alleinigen Mittel gegen 
Clankriminalität sein können. Sie sind 
Taktiken, die die unterschiedlichen 
Behörden zusammenbringen, Stärke 
demonstrieren, das Sicherheitsgefühl 
der Bürger verbessern. Denn die Bür-
ger nehmen den Staat angesichts der 
dreisten Manöver von Clanmitgliedern 
als zunehmend geschwächt wahr und 
erwarten nicht zuletzt neue Ansätze 
zur mittel- bis langfristigen Verbre-
chensbekämpfung. 

TITEL

Nadelstiche setzen. Foto: Polizei Essen
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Der Fokus der Behörden liegt vor 
allem auf dem Vermögen der Clans. 
Brechen Geld oder andere Vermögens-
werte weg, werden Machtgebilde fragil 
und können einstürzen. Der Bekämp-
fungsansatz der Konzentration auf die 
Finanzen reicht jedoch nicht aus. So-
wohl die problematischen Personen als 
auch die kriminellen Märkte werden 
dadurch nicht einfach verschwinden. 
Es bedarf weiterer Initiativen für einen 
ganzheitlichen Bekämpfungsansatz. 
Für den gibt es aktuell zahlreiche Ideen.

Impulse 

Kriminalität zu verhindern, bevor 
sie entsteht, ist Grundgedanke krimi-
nalpräventiver Ansätze. Das ist nicht 
neu, und davon gibt es bereits viele, 
die meist vor Ort ansetzen und aktive 
Jugendsozialarbeit zum Inhalt haben. 
Eine gegenwärtig beliebte Forderung 
ist, Kinder aus kriminellen Clanfamilien 
zu nehmen, um so deren Weg in die Kri-
minalität zu verhindern und den Ideen 
der Eltern, die mit den Nachkommen 
ihren Wohlstand sichern wollen, den 
Boden zu entziehen. Die sogenannte In-
obhutnahme gilt als das schärfste Mittel 
der Behörden, wenn das Kindswohl ge-
fährdet ist. Ein Kind oder Jugendlicher 
kann zeitweise oder in schweren Fällen 
dauerhaft aus seiner Familie genommen 
werden, wenn es konkrete Hinweise 
auf eine Gefährdung durch Unterver-
sorgung oder Verwahrlosung, durch 
sexuellen Missbrauch oder schwere 
Misshandlungen gibt. Auch wenn die 
Eltern drogen- oder alkoholkrank sind 
und somit das Kind nicht vernünftig 
versorgen können. Praktisch betrach-
tet ist es gegenwärtig nicht möglich, 
Kinder aus kriminellen Familien zu 
isolieren, wenn keine entsprechenden 
Faktoren für eine Kindswohlgefähr-
dung vorliegen. Clanfamilien fallen nur 
selten durch offensichtliche Gefährdun-
gen wie Verwahrlosung auf.

Artikel 6 Satz 3 Grundgesetz (GG) 
formuliert die Grundlage zur Heraus-
nahme eines Kindes aus der Familie 
zwar recht vage, nämlich „wenn die 
Erziehungsberechtigten versagen oder 
wenn die Kinder aus anderen Gründen 
zu verwahrlosen drohen“. Allerdings 
steht die Familie gemäß Artikel 6 Satz 
1 GG unter „dem besonderen Schutz 
der staatlichen Ordnung“. Innerfami-
liär verbreitete Kriminalität dürfte in 
den wenigsten Fällen dem Klageweg 
der Eltern standhalten können. Doch 
auch wenn eine Grundgesetzänderung 
zu schnelleren Inobhutnahmen durch 

Jugendämter führen würde, stellt 
sich unweigerlich die Frage, ob diese 
Forderung wirklich zu Ende gedacht 
wurde. Was soll mit den Kindern aus 
diesen Familien geschehen? Sollen sie 
in Pflegefamilien verteilt oder in Kin-
der- und Jugendheimen untergebracht 
werden? Wer arbeitet wie mit ihnen, 
und gibt es dafür bereits anderweitig 
erprobte Konzepte? Und welche Wir-
kung würde diese Maßnahme auf das 
Kindswohl haben? So naheliegend der 
Gedanke ist, Kinder einer zur Krimina-
lität führenden Erziehung zu entzie-
hen, so kurz ist er gedacht.

Kettenduldung als 
Kriminalitätskatalysator

Weitere Maßnahmen rücken Staats-
bürgerschaft und Aufenthaltsstatus 
in den Vordergrund. Häufig wird die 
„Duldung“ des Aufenthalts als Kataly-
sator für eine kriminelle Entwicklung 
betrachtet, und auch die Mitglieder der 
Clans betonen diesen Umstand als kri-
minalitätsfördernd. In der Tat führt eine 
Kettenduldung, die immer nur kurze 
Genehmigungszeiten kennt, zu Prob-
lemen bei der Aufnahme einer Ausbil-
dung oder Arbeit. Sie stellt jedoch keine 
Notwendigkeit hin zu einer kriminellen 
Karriere dar. Zum einen sind Schulbe-
suche und Ausbildungen trotzdem mög-
lich, und die Jobcenter kooperieren zu 
diesem Zweck mit Ausbildungsbetrie-
ben. Zum anderen fällt auch die Mehr-
heit der Menschen, die einer Duldung 
unterliegen, nicht durch Kriminalität 
auf. Entsprechend kritisch sollten Ini-
tiativen betrachtet werden, Duldungen 
innerhalb krimineller Clanstrukturen 
in Staatsbürgerschaften umzuwandeln. 

Diese fördern eher die strategische Ab-
schottung innerhalb der Clans. 

Tatsache ist, dass viele offenkundig 
kriminelle Clanmitglieder längst die 
deutsche Staatsbürgerschaft besitzen. 
In der Sitzung der Ständigen Konfe-
renz der Innenminister und -senatoren 
der Länder wurde im Juni in Kiel darü-
ber debattiert, ob eine Gesetzesgrund-
lage geschaffen werden könne, die 
es ermögliche, die deutsche im Falle 
einer doppelten Staatsangehörigkeit 
zu entziehen, wenn Bezüge zur OK 
nachgewiesen werden.

Dieser Schritt wäre vor dem Hin-
tergrund zu begrüßen, da kriminelle 
Clanmitglieder häufig mehrere Staats-
bürgschaften besitzen; zum Teil mit 
türkischen Namen, die sie aber den 
Behörden bewusst verschweigen. Al-
lerdings würde der Verlust der deut-
schen Staatsbürgerschaft ohne beglei-
tende Maßnahme nicht zwangsläufig 
Wirkung zeigen. Zum Beispiel, wenn 
mit neuen Papieren urplötzlich eine 
zuvor unbekannte syrische Staatsan-
gehörigkeit dokumentiert wird, die 
dem Betroffenen einen Aufenthaltstitel 
und Anspruch auf Transferleistungen 
ermöglicht. Das heißt: Die deutsche 
Staatsbürgerschaft ist in erster Linie 
auf ihren Nutzen für kriminelle Clan-
mitglieder zu betrachten, der emo-
tionale Wert sollte nicht überschätzt 
werden. 

Kriminelle Familienclans als  
OK-Phänomen mit Zukunft?

Viele, darunter auch die bereits er-
läuterten Maßnahmen, betreffen die 
Polizei nicht unmittelbar. Doch ist das 
Bekämpfen organsiert-krimineller 

TITEL

Alternative Form einer öffentlichen Debatte. Foto: Christoph Soeder/dpa
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DP-Autorin Prof. Dr. Dorothee Dienstbühl 
promovierte zwischen 2008 bis 2014 am 
Lehrstuhl für theoretische Politikwissen-
schaft der Humboldt-Universität zu Berlin. 
Von 2014 bis 2016 agierte sie als Leiterin 
des Bedrohungsmanagements (BM) an der 
Hochschule Darmstadt. Seit 2016 lehrt 
Dienstbühl, die für DEUTSCHE POLIZEI 
mehrfach brisante Themen angepackt hat, 
als Professorin an der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung (FHöV) NRW im 
Fachbereich Polizei mit den Fächern Krimi-
nologie sowie Soziologie.  Foto: privat

Strukturen naturgemäß eine originär 
polizeiliche Aufgabe. Staatsanwalt-
schaft und Polizei betonen in diesem 
Kontext stets den Personalbedarf, um 
Strukturen und Verbindungen der 
Clans herauszufinden und die Ermitt-
lungen gerichtsfest zu machen. Zudem 
brauchen sie ausreichend Ressourcen, 
um ihre Taktiken selbst immer wie-
der zu überprüfen und anpassen zu 
können. An dieser Stelle muss über 
weitreichende Investitionen gespro-
chen werden. Um eine personelle und 
materielle Stärkung der Ermittlungs-
behörden kommen wir nicht herum. 

Die Augen dürfen auch nicht davor 
verschlossen werden, dass Clankrimi-
nalität nur ein Bereich von vielen ist. 
Die Polizei hat definitiv noch andere 
Aufgaben und Herausforderungen zu 
meistern, als die Kriminalität der ara-
bischen und kurdischen Familienclans 
unter ständiger Beobachtung zu ha-
ben. Die gegenwärtige Fokussierung 
ist dennoch richtig und wichtig: Die 
Clans sind ein zu lösendes Problem. 
Allein schon vor dem Hintergrund, 
dass potenziell andere kriminelle 
Strukturen – teils ebenfalls familiär 
geprägte Zusammenschlüsse – von ih-
nen lernen, sie als Vorbild nehmen und 

deren Strategien sowie deren Dreistig-
keit kopieren. 

Dynamik im Clan

Das Kapital der Clans sind ihre Ver-
bindungen, die sie sich über die Jahre 
in Deutschland und Europa aufbauen 
konnten. Sie kooperieren vereinzelt 
mit Personen aus anderen OK-Grup-
pen und zuweilen mit solchen aus po-
litischen oder religiösen Bewegungen. 
Zudem versuchen sie – und dies zum 
Teil über Mittelsmänner – immer wie-
der an Angehörige von Behörden he-
ranzukommen. Bei allen Beziehungen 
außerhalb des Clans geht es immer um 
den eigenen Vorteil und das Streben 
nach Gewinnmaximierung. Ideologien 
oder Freundschaften sind maximal 
zweitrangig. Dieser Aspekt ist in drei-
erlei Hinsicht beachtlich: Zum einen 
stecken sie auf diese Art und Weise 
Rückschläge durch polizeiliche Inter-
ventionen besser weg, zum anderen 
bedeutet es aber auch, dass sie nicht 
derart abgeschottet sind, wie sie stets 
charakterisiert werden, und innerhalb 
der Clans viel Dynamik herrscht. Aus-
sagen, die heute über Verbindungen 
und Feindschaften eines Clans zutref-
fen, können morgen davon gänzlich 
abweichen. Darin liegen für die Si-
cherheitsbehörden womöglich Chan-
cen und Risiken zugleich, denn durch 
ihre komplexen Strukturen blicken die 
Clanmitglieder manchmal selbst nicht 
mehr durch. 

Konsequente Maßnahmen  
mit Augenmaß

Kriminelle Märkte für illegale Wa-
ren, Drogen, im Bereich Geldwäsche 
oder Prostitution sind seit jeher um-
kämpft. Konzentrieren sich alle Bemü-
hungen nur darauf, dort die Clans zu 
bekämpfen, wird damit lediglich der 
Markt für eine andere Gruppierung 
freigeräumt. Das ist keine befriedigen-
de Aussicht. Es geht also nicht nur um 
Maßnahmen gegen Clankriminelle, 
sondern um generelle Verbesserun-
gen der Bekämpfungsstrategien gegen 
kriminelle Organisationen, erweiterte 
Möglichkeiten zur Einziehung inkri-
minierter Gelder und den Ausbau der 
behördlichen Zusammenarbeit über 
Landesgrenzen hinweg. Zu guter Letzt 
noch um eine Anpassung des beste-
henden Repertoires. Dies betrifft vor 
allem die operative Seite.

Daneben gilt es für die staatliche 
Seite, eine nicht gerade kleine Per-
sonengruppe „erziehen“ zu müssen. 
Während teils immer wieder betont 
wird, dass die Mehrheit dieser Famili-
en nicht kriminell sei, muss allerdings 
ebenfalls konstatiert werden, dass ein 
viel zu großer Teil nicht integriert ist. 
Zudem ist die Loyalität von Mitglie-
dern, die nicht oder noch nicht mit 
strafrechtlich relevanten Handlungen 
in Erscheinung getreten sind, zu oft 
gegenüber kriminellen Familienmit-
gliedern höher ausgeprägt, als ge-
genüber dem Staat. Der Aspekt eines 
problematischen Familienkollektivs ist 
nicht nur bei den in Rede stehenden 
Clans ein Diskussionspunkt, sondern 
beispielsweise auch bei Roma oder 
Familiengefügen aus Tschetschenien, 
dem Irak und Syrien, deren tradiertes 
Rechtsverständnis einer Integration 
entgegensteht.

Andauernde Schieflage

Wenn Personengruppen sich nicht 
in eine Gesellschaft integrieren wollen 
oder können, sind staatliche Bemü-
hungen zwangsläufig zum Scheitern 
verurteilt. Solche sich verfestigenden 
Subkulturen führen zu dauerhaften ge-
sellschaftlichen Schieflagen. Auch dem 
sollte sich der Staat in der aktuellen 
Debatte zum Umgang mit Clankrimi-
nalität konsequent und ehrlich stellen.

Die jüngere Generation krimineller 
Clanmitglieder ist in ihrer Lebens-
weise das Resultat eines paradoxen 
Rechtsverständnisses. Wenn gerade 
sie mit staatlichen Maßnahmen nicht 
erreicht werden können, dann wer-
den Polizistinnen und Polizisten sich 
künftig noch intensiver mit diesem 
kriminellen Machokult beschäftigen 
müssen. Und eine Null-Toleranz-Stra-
tegie geriete zu einem dauerhaften 
Kräftemessen.

Es bedarf der ungeschönten Ana-
lyse aller stabilisierenden und desta-
bilisierenden Faktoren einerseits und 
gezielter Antworten auf die Frage, was 
die Clanstrukturen und die einzelnen 
Delinquenten wirksam und nachhaltig 
schwächt. Der Staat kann Menschen 
nicht gegen ihren Willen integrieren, 
aber er kann sanktionieren, kontrollie-
ren und Anreize setzen.

Kriminalitätsbekämpfung unterliegt 
immer dem Zeitgeist und muss sich 
am Phänomen orientieren. Clankri-
minalität ist ein Komplex, dem nur auf 
unterschiedlichsten Ebenen begegnet 
werden kann. 
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„Der Schutz meiner Mitarbeiter  
hat für mich oberste Priorität“

TITEL

DP: Herr Richter, die Polizei Essen hat 
zur Bekämpfung der Clankriminalität ei-
gens eine Besondere Aufbauorganisation 
(BAO) eingerichtet. Können Sie diese kurz 
skizzieren?

Frank Richter: Das Problem in Essen 
war einfach das Ausmaß der Clankri-
minalität. Die Bandbreite geht von 
kleinen Delikten bis Schwerstkrimi-
nalität. Hinzu kamen aggressive Pro-
vokationen im öffentlichen Raum, die 
wir ebenfalls nicht hinnehmen konn-
ten. Die üblichen Strukturen haben 
aber nicht gegriffen. Wir haben uns 

deswegen bei Gründung der BAO 
Aktionsplan CLAN an Verfahren des 
Staatsschutzes orientiert, die nicht die 
einzelne Straftat, sondern die Tatver-
dächtigen in den Fokus nehmen. Damit 
erfassen wir mehrere Ebenen, was bei 
Formen von Organisierter Kriminalität 
notwendig ist. Mit der eingerichteten 
BAO arbeiten wir direktionsübergrei-
fend alles ab, was die Problemgruppe 
betrifft, vom Verkehrs- bis zum Tö-
tungsdelikt. Das ist effizient, und wir 
haben damit eine klare Zuständigkeit 
geschaffen.

DP: Sie haben eine erste positive Bilanz 
der Maßnahmen in Essen und Mülheim 
gegen Clankriminalität gezogen. Was hat 
sich konkret verändert?

Richter: Wir haben die BAO Ende 
letzten Jahres eingerichtet, und wir 
investieren sehr viel Einsatz. In dieser 
Zeit hatten wir nur drei Tumultlagen. 
Früher hatten wir so etwas bis zu drei-
mal im Monat. Seit Jahresbeginn kon-
trollierten wir über 4.650 Fahrzeuge, 
schrieben etwa 680 Straf- und über 
2.000 Ordnungswidrigkeitsanzeigen. 
Wir stellten 17 Waffen, 33 Fahrzeu-
ge im Schätzwert von rund 700.000 
Euro und Bargeld in Höhe von knapp 
27.000 Euro sicher. Außerdem konn-
ten wir 60 Haftbefehle vollstrecken 
und zehn Betriebe schließen. 

Und noch etwas: Als ich hier 2015 
die Behördenleitung übernommen 
habe, hatte ich pro Woche im Schnitt 
zwei Beschwerden oder Bitten um 
Hilfe von Anwohnern oder Angehö-
rigen unterschiedlicher Behörden 
auf meinem Schreibtisch liegen. Das 
habe ich nun nicht mehr. Die offenen 
Provokationen und Anfeindungen 
gehen zurück. Das Sicherheitsgefühl 
der Menschen hat sich verbessert und 
dafür lohnt sich der Aufwand, den wir 
betreiben. 

DP: Heißt das, Sie behalten den Kurs bei 
oder forcieren Sie weitere Maßnahmen?

Richter: Beides. Wir behalten den 
Kurs bei und erhöhen die Schlagzahl 
immer dann, wenn es notwendig ist. 
Wir betrachten es als Prozess, der sich 
entwickelt. Den beobachten wir genau 
und passen unsere Taktiken an. Ent-
sprechend können sich Maßnahmen 
verändern. Das ist kein Strohfeuer 
unsererseits, sondern eine dauerhafte 
Aufgabe. Deswegen haben wir die 
BAO von vornherein auf mindestens 
fünf Jahre eingerichtet. 

DP: Macht es Sinn, das Arbeitsfeld der 
zeitlich begrenzten BAO in die Regelorga-
nisation zu integrieren?

Richter: Unbedingt. Die Einrich-
tung der BAO war für uns der richtige 
Schritt, und ich bin überzeugt, dass 
man mit dieser Struktur auch an an-
dere Formen von Organisierter Krimi-
nalität herangehen muss. 

Auf dem Tisch liegt eine Broschüre. Frank Richter nimmt das Heft in 
die Hände und erklärt DEUTSCHE POLIZEI (DP): „Das ist unser Ansatz, 
wie wir effizient und erfolgreich Clankriminalität bekämpfen werden.“ 
Er spricht über den sogenannten BAO Aktionsplan CLAN und die neuen 
Wege, die das Polizeipräsidium (PP) Essen bei der Bekämpfung der 
Clankriminalität beschreiten wird. Richter führt seit April 2015 eine Be-
hörde, die für die Sicherheit von über 740.000 Menschen in Essen und 
Mülheim an der Ruhr verantwortlich ist. Seit 1976 ist er Polizist und 
setzte sich – später auch in Spitzenfunktionen – als Gewerkschafter für 
seine Kolleginnen und Kollegen ein. Essen ist seine zweite Präsidenten-
station, zuvor leitete er das PP Hagen.

Essens Polizeipräsident Frank Richter im DP-Gespräch. Foto: Polizei Essen
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DP: Was braucht es nach Ihrer Ein-
schätzung noch, um Clankriminalität 
tatsächlich und dauerhaft Einhalt zu ge-
bieten?

Richter: Zum einen ein Zuständig-
keiten übergreifendes Denken und 
den kurzen Draht der Behörden unter-
einander. Die Clans sehen den deut-
schen Staat als Beutegesellschaft. Zu 
viele beziehen beispielsweise Hartz 
IV, obwohl sie andere Einnahme-
quellen haben und überhaupt nicht 
bedürftig sind. In den vergangenen 
Monaten konnten 82 Clanmitglie-
der dank unserer Ermittlungen aus 
dem SGB II-Bezug (Sozialgesetzbuch) 
abgemeldet werden. Zum anderen 
brauchen wir einen langen Atem und 
die notwendigen Ressourcen. Neben 
der ständigen Präsenz, die ungemein 
personalintensiv ist, kommt die auf-
wändige Ermittlungsarbeit hinzu, die 
sich vor allem aus den Kontrolleinsät-
zen ergibt. Und genau die ist wichtig, 
wenn die Anklage der Staatsanwalt-
schaft erfolgreich sein soll. Clankri-
minalität verursacht beträchtlichen 
gesellschaftlichen Schaden, den wir 
nur mit aller Anstrengung abwenden 
können. 

DP: Worin sehen Sie die Grenzen in den 
polizeilichen Möglichkeiten?

Richter: Wir sind uns einig darüber, 
dass wir die kriminellen Strukturen 
innerhalb der Clans nur über deren 
Finanzierung bekämpfen können. 
Das bedeutet, dass nicht nur wir als 
Strafverfolgungsbehörde gefragt sind, 
sondern vor allem auch der Zoll, das 
Finanzamt, das Ordnungsamt oder die 
Ausländerbehörde. Deswegen haben 
wir in Essen 2017 den „Interbehörd-
lichen Koordinierungskreis“ (IBK) 
gegründet. Es geht nur gemeinsam. 
Allerdings haben wir nach wie vor 
Probleme mit einigen datenschutz-
rechtlichen Vorgaben, die ich beim 
besten Willen nicht nachvollziehen 
kann. Wenn wir beispielsweise einen 
Angehörigen eines Familienclans 
innerhalb einer Kontrollmaßnahme 
behandeln und eine Anfrage an die 
Ausländerbehörde stellen, darf die uns 
kein Foto schicken. Ich könnte noch 
weitere Beispiele nennen. 

Sowas behindert unsere Arbeit und 
Datenschutz wird zum Täterschutz. 
Im Endeffekt bedeuten solche Be-
schränkungen doch nichts anderes, 
als das ausgerechnet der Polizei in 
Deutschland misstraut wird. Das ha-
ben wir auch an der Debatte zur Vor-
ratsdatenspeicherung gesehen. Das 
ist ein anderes Thema, aber es ärgert 
mich ungemein. Kriminelle schlagen 

Kapital daraus, und der Staat sabo-
tiert sich mit solchen Verordnungen 
selbst. Wenn wir Kriminalität erfolg-
reich bekämpfen sollen, dann brau-
chen wir Vertrauen und vernünftige 
Regelungen.

DP: Heißt das, wir brauchen neue Ge-
setze, um das Problem in den Griff zu 
bekommen?

Richter: Hinsichtlich datenschutz-
rechtlicher Regeln, der vollständigen 
Beweislastumkehr und dem Steuerge-
heimnis würde ich mir Optimierungen 
wünschen. Aber wir brauchen keine 
neuen Gesetze. Das ist politisch schnell 
gefordert, bringt aber tatsächlich we-
nig bis nichts. Wichtiger ist die Koope-
ration der unterschiedlichen Behörden 
vor Ort, die funktionieren muss. 

DP: Clankriminalität ist ein aktuelles 
Politikum. Welche Vor- und Nachteile 
bringt das mit sich?

Richter: Der Vorteil ist eindeutig: die 
Probleme werden nun offen angespro-
chen, und sie haben auch politische 
Priorität. Der Nachteil liegt in der da-
mit verbundenen Erwartungshaltung. 
Die richtet sich in der öffentlichen 
Wahrnehmung in erster Linie an uns. 
Das kann das Vertrauensverhältnis 
zwischen Bürger und Polizei belasten, 
wenn die Bekämpfung eben nicht von 
heute auf morgen erfolgreich ist. Und 
gerade bei Clankriminalität ist es mit 
ein paar aktionistischen Schnellschüs-
sen nicht getan.

DP: Sehen Sie die Gefahr, dass durch 
den Fokus auf Clankriminalität andere Kri-
minalitätsfelder vernachlässigt werden?

Richter: Nein, aber das Spannungs-
feld wird für uns immer größer. Wir 
bekommen neue Schwerpunkte dazu, 
die alle ungemein wichtig sind wie 
Ermittlungen gegen Kinderporno-
grafie-Netzwerke und islamistische 
Gefährder. Die müssen wir mit den 
vorhandenen Kräften ebenfalls behan-
deln. Gleichzeitig wird uns aber nichts 
an Aufgaben abgenommen. Dieses 
Problem haben aktuell alle Polizeiprä-
sidien im Ruhrgebiet.

DP: Es wird immer wieder von Fällen 
in der Presse berichtet, in denen Clan-
angehörige Polizisten bedrohen. Welche 
Maßnahmen ergreifen Sie zum Schutz 
der Beamten?

Richter: Diese Fälle gibt es, ja. Das 
Schlimme ist, dass die Drohungen 
häufig subtil genug sind, um nicht 
strafbewährt zu sein. So werden bei-
spielsweise Polizeibeamte namentlich 
außer Dienst angesprochen. Dagegen 

gibt es keine rechtliche Handhabe. 
Allerdings hat das Amtsgericht Es-
sen nun ein Clanmitglied wegen Nö-
tigung verurteilt, weil er eine meiner 
Mitarbeiterinnen nach Dienstschluss 
verfolgt und bedrängt hat. Es hat sich 
also etwas getan. Und Staatsanwalt-
schaft und Gerichte sind uns wirklich 
entgegengekommen. Im Amtsgericht 
stehen mittlerweile für Befragungen 
von Polizeibeamten Zeugenschutz-
räume zur Verfügung, und es sind die 
Schwerpunktstaatsanwälte für Clan-
kriminalität, die auch die Bedrohungen 
gegen Polizeibeamte bearbeiten. Wir 
sind sensibilisiert für das Gewaltpo-
zential der Clans gegen Polizeibeamte. 
Der Schutz meiner Mitarbeiter hat für 
mich oberste Priorität.

Die Methoden, um uns einschüch-
tern zu wollen, gehen aber noch wei-
ter: Clanmitglieder und ihre Anwälte 
stellen Strafanzeigen und Dienstauf-
sichtsbeschwerden gegen uns. Ich 
werde selbst mit Anzeigen überzogen. 
Mir ist das egal. Aber für einen jungen 
Beamten, der möglicherweise noch 
in der Probezeit steckt, ist das etwas 
ganz anderes. 

Und das war vorhersehbar. Als wir 
die BAO einrichteten, haben wir des-
wegen eine Anwaltskanzlei beauf-
tragt, die für uns jeden Tag, rund um 
die Uhr ansprechbar ist. Also wirklich 
ein 24/7-Service für unsere Beamten. 
Den haben wir erweitert für die Kolle-
gen vom Zoll, der Steuerfahndung und 
dem Ordnungsamt. Wir verstehen uns 
als Team und lassen niemanden in der 
Konfrontation mit den Clans allein.

DP: Stichwort „Team“: Sie ziehen ger-
ne den Vergleich mit einem Fußballspiel. 
Demnach befindet sich die Polizei Essen 
im Kampf gegen Clankriminalität in den 
ersten Spielminuten und hat sich auf 
Nachspielzeit vorbereitet. Übertragen 
gesprochen: Worauf stellen Sie sich ein? 
Nur auf eine entsprechende Dauer oder 
auch auf „taktische Fouls“?

Richter: Vor allem auf die Dauer 
und die damit verbundenen Anstren-
gungen. Die Clans setzen darauf, dass 
uns die Puste ausgeht. Den Gefallen 
tun wir ihnen nicht. Wir haben den 
längeren Atem und sind eine gute 
Mannschaft aus unterschiedlichen 
Behörden, die zu einem echten Team 
zusammenwächst. Wenn alle mitma-
chen, sind wir sehr gut aufgestellt. Den 
Gegner haben wir bislang ohnehin 
nie als fair erlebt, entsprechend sind 
wir auf weitere unsportliche Aktionen 
eingestellt. 

DP: Vielen Dank für das Gespräch.



 10 – 2019 DEUTSCHE POLIZEI    11

TITEL

„Es kann nicht sein, dass jemand  
auf YouTube damit prahlt,  

dass er von unserem Sozialstaat lebt“

DP: Herr Behrendt, wie wird man Poli-
zeireporter?

Michael Behrendt: Mein Vater war 
Journalist, hat als junger „Bild“-Re-
porter angefangen, war dabei als Rudi 
Dutschke angeschossen wurde. Ich 
wäre fast Polizist geworden, habe 
dann ein Praktikum bei den Polizei-
reportern der „Bild“ Berlin gemacht 
und gesagt, das ist es. 

DP: Braucht man für den Job ein dickes 
Fell?

Behrendt: Man braucht eines, hat 
es aber nicht. Ich würde oft gefragt, 
ob mich die Erfahrungen als Kriegs-
reporter heimsuchen. In Ruanda oder 
Bosnien habe ich definitiv schlimme 
Sachen gesehen, aber man hat nicht 
die Identifikation mit dem Opfer. Je-
mand wird neben Dir erschossen, aber 
du kennst ihn nicht, so hart das klingen 
mag. Wenn Du aber über ein ermor-
detes Kind in Berlin berichten musst, 
bekommst Du alles mit – die Reiterprü-

fung, das Kinderzimmer, die Poster an 
der Wand. Ganz früher konnte ich das 
noch gut wegdrängen, das hat sich mit 
der Geburt meines ersten Sohnes aber 
geändert. Der psychische Druck als 
Polizeireporter ist für mich persönlich 
größer, als wenn ich in einem Kriegs-
gebiet bin.

DP: Was war Ihr bislang schlimmster 
Fall?

Behrendt: Christian Schaldach. Der 
kleine Junge aus Berlin ist 2005 ah-
nungslos einem Straftäter hinterher-
gelaufen. Uns war schnell klar, dass 
der Junge nicht mehr am Leben sein 
kann. Wir haben später den Obduk-
tionsbericht lesen müssen. Dass der 
Täter überhaupt noch frei herumlaufen 
durfte, nachdem er Wochen zuvor einen 
Bundeswehrsoldaten halbtot geschla-
gen hat, ist schon unfassbar. Aber, was 
er dem kleinen Christian angetan hat, 
konnte ich lange nicht verarbeiten. Ein 
anderer Fall passierte in Leipzig, da ist 

ein kleiner Junge von einem Pädophi-
len ermordet worden. Es gibt ein Foto, 
auf dem der Kleine neben seinem spä-
teren Mörder in der Straßenbahn sitzt 
und der Mann diabolisch in die Kamera 
grinst. Das war zu der Zeit, als mein ers-
ter Sohn geboren wurde. Diese beiden 
Fälle haben alle Ängste hervorgeholt, 
die ich bis dato nicht kannte.

DP: Worin unterscheiden sich Polizei-
reporter von Polizisten, gibt es Gemein-
samkeiten?

Behrendt: Man muss in beiden Fällen 
etwas verrückt sein, um den Beruf ma-
chen zu können. Ein Polizist ermittelt, 
wir auch. Wir haben nur manchmal 
andere Möglichkeiten, weil sich die Po-
lizei an Regularien halten muss, die wir 
manchmal umgehen können. Ich bin ei-
ner der dienstältesten Polizeireporter in 
unserem Land, mache das seit 32 Jah-
ren. Das kann man nur machen, wenn 
man auch Polizisten versteht und die 
Sprache der Straße spricht. Du brauchst 
Kontakte und musst gegenseitiges Ver-
trauen aufbauen. Wenn dir keiner ver-
traut, bekommst du keine Infos.

DP: Nun zu Ihrem Buch, warum schreibt 
man über „Die Arabische Gefahr?“

Behrendt: Der Titel ist sicher pro-
vokant, was aber gar nicht schlecht 
ist. Das Problem ist, dass gerade in 
dem Bereich vieles verherrlicht wird. 
Gangstertum gilt eigentlich als ganz 
cool, einen AMG zu fahren eh. Dann 
hast Du eine Serie wie „4 Blocks“, 
und dann hast du Bushido, der Frau-
en einfach so beleidigen und Gewalt 
verherrlichen darf. Das wird einfach 
so hingenommen, und solche Leute 
bekommen Preise. Das ist falsch!

DP: Wie schreibt man so ein Buch, 
woher bekommt man die Infos?

Behrendt: In erster Linie bekommt 
man die Infos auf der Straße, und ich 
bin ja auch nicht erst seit gestern Poli-
zeireporter. Ich habe viele Fälle selbst 
begleitet. Dann gehört natürlich viel 
Archivarbeit dazu, man muss viele 
Artikel lesen. Vor allem aber muss man 
mit Polizisten reden. Bei dem Thema 
ist es wirklich so, dass man genau ge-
nommen nur das aufschreiben muss, 
was passiert ist.

Mit „Die Arabische Gefahr“ bringt der Polizei- und Kriegsreporter Michael 
Behrendt bereits sein viertes Buch auf den Markt. Für DEUTSCHE POLI-
ZEI (DP) sprach der Pressesprecher des Berliner Landesbezirks der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP), Benjamin Jendro, mit dem Journalisten und 
Autor über den Alltag auf den Straßen der Hauptstadt, seine Verbindung 
zur Polizei und die Clankriminalität, das zentrale Thema seines Buchs.

DP-Gesprächspartner Michael Behrendt. Foto: Benjamin Jendro
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DP: Im Buch geht es auch um die Rolle 
unseres Rechtsstaates. Sie beschreiben 
Fälle, bei denen insbesondere arabische 
Clans unsere Gesetze ausnutzen – die 
DNA eineiiger Zwillinge am Tatort, ein 
Kantholz mit DNA am Tatort, das man im 
Baumarkt angefasst, aber dann zurückge-
legt haben will. Brauchen wir eine andere 
Rechtslage?

Behrendt: Ich glaube an den Rechts-
staat und das Prinzip „Im Zweifel für 
den Angeklagten“. Ich will keine Dik-
tatur und auch nicht in Russland oder 
Nordkorea leben. Wir müssen aber an 
der Umsetzung arbeiten. Wenn wir die 
Gesetze unseres Rechtsstaates durch-

setzen würden, wäre das ein wichtiger 
und sinnvoller Schritt. Es darf nicht 
sein, dass Leute davonkommen, weil 
sich die Fälle bei der Staatsanwalt-
schaft türmen und dann verjähren. 
Es kann auch nicht sein, dass Polizis-
ten Angst haben müssen, vor Gericht 
auszusagen, weil ihre Adresse in den 
Prozessakten steht. Der Staat hat eine 
Fürsorglichkeitspflicht gegenüber sei-
nen Beamten.

DP: Liest man Ihr Buch, erfährt man 
einen düsteren Ist-Zustand, der Blick auf 
die Zukunft fällt kaum besser aus. Was 
braucht es denn Ihrer Meinung nach?

Behrendt: Ich wurde von Gernot Pies-
tert (Anm. d. Red.: ehemaliger Landes-
schutzpolizeidirektor in Berlin) immer 
liebevoll als GdP-höriger Schweinhund 
bezeichnet, und die Forderung ist si-
cher abgedroschen. Aber klar ist, wir 
brauchen mehr Polizei. Haben wir mehr 
Polizisten, bekommen wir auch vieles 
mehr in den Griff. Dann braucht keine 
Polizeimeisterin Angst haben, wenn sie 
einen Zweite-Reihe-Parker kontrolliert 
und sich der vor ihr aufbaut. Der schaut 
dann nämlich anders, wenn fünf gut 
ausgestattete Beamte vor ihm stehen 
und seinen Wagen mitnehmen. Das ha-
ben wir bei einem Clan-Mitglied gese-
hen. Der ist ständig ohne Führerschein 
gefahren, dann kam zweimal das MEK 
vorbei, das Auto war kaputt, und auf 
einmal ging es. Neben mehr Polizei und 
der Anwendung unserer Gesetze be-
darf es auch der Beweislastumkehr, für 
die sich Oberstaatsanwalt Sjors Kamst-
ra in meinem Buch ausspricht. Es kann 
nicht sein, dass ein Hartz-IV-Empfän-
ger mit einem 150.000-Euro-Mercedes 
durch die Stadt fährt und sagt, dass 
der Wagen seiner Frau gehört. Es ist 
eine Verhöhnung unserer Werte, wenn 
jemand mit Rolex und Louis Vuitton 
vor der Agentur für Arbeit steht und 
auf YouTube damit prahlt, dass er von 
unserem Sozialstaat lebt.

DP: Sie kommen am Ende auf tschet-
schenische und nigerianische Banden zu 
sprechen. Wenn wir die gleichen Fehler 
bei der Integration wieder machen, könn-
ten wir auch bald über syrische Clans 
reden. Was steht uns bevor?

Behrendt: Ich denke, dass eventuelle 
syrische Clans in den bisherigen aufge-
hen, weil sie einfach rekrutiert werden. 
Die von mir angesprochenen Tschet-
schenen und Nigerianer kommen aus 
Bürgerkriegsländern und sind enorm 
gewaltbereit. Die werden sich irgend-
wann gegenüber stehen, und dann wird 
man sehen, wer sich durchsetzt. Was 
ich mir vorstellen kann, ist, dass sich die 
arabischen Clans irgendwann zurück-
ziehen, weil sie so viel Geld erwirtschaf-
tet und bereits in den legalen Kreislauf 
gespeist haben. Die anderen drängen 
auf den Markt. Das ist wie ein Kuchen. 
Der besteht aus den bekannten Feldern 
Prostitution, Menschenhandel, Waffen-
handel, Schutzgeld und Drogen – und 
jeder will das größte Stück.

DP: Letztes Frage, Sie haben bereits 
ein neues Buchprojekt in Planung, worum 
geht‘s?

Behrendt: Geheim.

DP: Vielen Dank für das Gespräch.

Michael Behrendt war in Ruanda, 
Afghanistan, dem Libanon und Bos-
nien. Doch es sind nicht die Erfahrun-
gen in den schlimmsten Kriegsgebie-
ten unserer Welt, die den Journalisten 
nachts nicht schlafen lassen. Es sind 
die Erlebnisse, die er tagtäglich auf 
den Straßen der Hauptstadt durch-
läuft. Seit mehr als drei Jahrzehnten 
schreibt der heutige „Welt“-Reporter 
über die Kriminalität in Berlin. Sein 
nunmehr viertes Buch „Die Arabi-
sche Gefahr“ ist die logische Konse-
quenz, erlebt er die Machenschaften 
der berüchtigtsten Clanfamilien doch 
direkt vor der Haustür. Behrendt 
weiß, wovon er spricht, und genießt 
dafür großen Respekt bei Kollegen 
und innerhalb der Berliner Sicher-
heitsbehörden. 

Der beste Beweis dafür ist das 
Nachwort seines neuen Werks. 2012 
hatte Oberstaatsanwalt Sjors Kamstra 
noch selbst gegen Behrendt ermittelt, 
weil dieser einen befreundeten Poli-

zisten bestochen haben soll, um In-
formationen zu einer bevorstehenden 
Rocker-Razzia zu bekommen. Das 
Verfahren musste eingestellt werden, 
Behrendt und sein Verlag gewannen 
den Prozess vor dem Bundesgerichts-
hof. Jetzt bestätigt Kamstra das, was 
der Autor dem Leser auf mehr als 
zweihundert Seiten brutal vor Augen 
führt. Durch eine Mischung aus der 
Beschreibung brisanter Fälle, Worten 
einzelner Experten und einem Blick 
auf die gesellschaftlichen Auswirkun-
gen vereint er historische Versäum-
nisse, die aktuellen Probleme und die 
notwendigen Schritte für die Zukunft 
zu einem umfassenden Bild eines 
der derzeit am größten diskutierten 
Problem der inneren Sicherheit. Dass 
dieses Buch für Diskussionen sorgen 
wird, verspricht allein schon der Titel. 
Dass wir langsam aber sicher nicht 
mehr nur diskutieren, sondern han-
deln müssen, macht der Inhalt mehr 
als deutlich.

„DIE ARABISCHE GEFAHR – WIE KRI-
MINELLE FAMILIENCLANS UNSERE 
SICHERHEIT BEDROHEN“, Michael 
Behrendt, Lübbe, 238 Seiten, 20,00 
Euro, ISBN: 978-3-7857-2661-7 – Das 
Buch erschien am 30. September.
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Zweifellos ist Deutschland in 
den vergangenen Jahren zu 
einem Einwanderungsland 

für Millionen Menschen geworden. 
Besonders deutlich wurde dies vor 
vier Jahren, als 2,14 Millionen vor 
Krieg, Armut, Unterdrückung geflo-
hen waren und hier Schutz suchten. 
Das entspricht einem Zuwachs von 
45,9 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. 
Angesichts dessen wäre es vorteil-
haft, kulturelle Diversitäten verbinden 
zu können – mit dem Ziel, unseren 
Rechtsstaat auf Basis der Verfassung 
anzureichern. Interkulturelle Kompe-
tenz ist dabei das wichtige – nicht ganz 
neue – Instrument, das auf Grundlage 
bestimmter Haltungen und Einstellun-
gen sowie besonderer Handlungs- und 
Reflexionsfähigkeiten im akuten Situ-
ationskontext dabei hilft, effektiv und 
angemessen zu interagieren.

Mehr Kompetenz –  
weniger Krawall

Die Polizei benötigt diese Kompe-
tenz. Tagtäglich ist sie mit Menschen 
unterschiedlichster Kulturen, Ethnien 
und Religionen in Kontakt. Dass die 

Kollegen und Kolleginnen auf ein 
Gegenüber treffen, das nach eigenen 
Kulturvorstellungen agiert, ist Fakt. 
Klar ist zudem, dass mangelnder In-
tegrationswille, sprachliche Defizite, 
Mentalitäten und Erziehungsmetho-
den von Ausländern und Migranten 
teils zu Auseinandersetzungen füh-
ren. Die Polizei verfolgt das Ziel, in 
solchen Einsatzlagen konfliktfreier zu 
agieren. Sie müht sich, im rechtsstaat-
lichen Umgang mit dieser Vielfalt, 
möglichst Irritationen zu vermeiden. 
Das ist nicht immer ganz einfach. Kon-
flikte interkultureller Art bekommen 
dadurch Brisanz, wenn das Gespräch 
und der Austausch unterbleiben. 
Dann multiplizieren sich Missver-
ständnisse, das Gegenüber wird we-
niger wohlwollend wahrgenommen, 
Misstrauen verändert die eigene Ein-
stellung: Tendenziell wird das Ver-
halten „auf Krawall gebürstet“, ein 
Kreislauf negativer Entwicklungen 
– sogenanntes Konfliktsyndrom – wird 
in Gang gesetzt.

Neben dem daher so essenziellen 
kulturellen Hintergrundwissen be-
nötigen Polizeibeamtinnen und -be-
amten die ebenso wichtige Fähigkeit 
zur Selbstreflexion, also zu erkennen, 
dass zwar unsere deutsche Kultur die 

Messlatte von Verhalten, jedoch nicht 
die einzige Variante ist, Menschen in 
ihrem Leben, Verhalten, Erlesen von 
Mimik und Gestik zu entschlüsseln. 

Beamtinnen und Beamte mit Migra-
tionshintergrund (Mh) können da viel 
Gutes leisten. In vielen Polizeibehör-
den passiert derzeit viel, denn die Po-
lizeien aller Länder sind bunter gewor-
den. Schon 2014 äußerte der ehemalige 
nordrhein-westfälische Innenminister 
Ralf Jäger, „dass die Polizei leistungs-
fähig und bürgernah sei und dies auch 
in Zukunft bleiben möchte“. Das Land 
hat reagiert: Gezielt wurden Polizistin-
nen und Polizisten mit Mh eingestellt 
und die Bestandszahlen entsprechend 
erhöht. Eine treibende Rolle spielte 
sicherlich auch der Fall der rechten 
Terrorzelle NSU, der Defizite bei Poli-
zei und Verfassungsschutz offengelegt 
hatte. Seitdem wirbt der NSU-Unter-
suchungsausschuss des Bundestages 

Interkulturelle Kompetenz  
als Schlüsselqualifikation?

Von Hülya Duran

Roj bas, Merhaba, Salam, Hola,… – das „Hallo“ ist so vielfältig wie 
weltweit verbreitet und hat doch prinzipiell denselben Hintergrund. So 
facettenreich wie die Sprachen der Welt wird zunehmend auch unsere 
Gesellschaft hierzulande. Sie entwickelt sich zusehends multikulturell, 
multireligiös und multiethnisch. Fast 24 Prozent der hiesigen Bevölke-
rung haben eine Zuwanderungsgeschichte. Man kann davon ausgehen, 
dass diese Zahl auch künftig steigen wird. Zugewanderte Menschen 
sind selbstverständlich geprägt von ihrer Kultur, ihrer Religion sowie 
den Werten und Normen innerfamiliärer Beziehungen. Das kann man 
nicht von heute auf morgen über Bord werfen. Dadurch betrachten sie 
häufiger Dinge mit einem anderen Blick und deuten Ereignisse anders, 
als ihre hier fest verwurzelten Zeitgenossen. Im polizeilichen Einsatz 
kann dies schnell zu Missverständnissen und zur Eskalation von Lagen 
führen. Wer im Hinterkopf hat, dass unterschiedliche kulturelle Erfah-
rungen zu unterschiedlichen Deutungen führen können, ist den ersten 
Schritt gegangen. Aus meiner Sicht ist es die ständige Aufgabe aller 
staatlichen Institutionen – und vor allem auch der Polizei –, sich dies 
bewusst zu machen, zu erkennen, zu verstehen und das eigene Handeln 
darauf abzustimmen. Die sogenannte interkulturelle Kompetenz könnte 
womöglich zu einer polizeilichen Schlüsselqualifikation avancieren.

DP-Autorin Hülya Duran ist in Deutschland 
geboren und hat kurdische Wurzeln. Nach 
dem Abitur und einigen Zwischenstationen 
hat die heute 29-Jährige ein Polizeistudium 
absolviert und arbeitet für die Polizei Nord-
rhein-Westfalen im Bereich Münsterland. Sie 
spricht neben Deutsch und ihrer kurdischen 
Muttersprache noch türkisch, englisch, spa-
nisch und arabisch. In ihrer Freizeit hilft sie 
als ehrenamtliche Nachhilfelehrerin im „Fa-
rids QualiFighting e.V.“ sozialbenachteiligten 
Kindern und Jugendlichen in Münster.

Foto: privat
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für mehr Migranten innerhalb der Po-
lizeiorganisation. 

Trotz höherer Zahlen sind die Beam-
tinnen und Beamten mit Mh dennoch 
unterpräsentiert – verglichen mit ihrem 
Anteil in der Bevölkerung. In fast kei-
nem der deutschen Länder entspricht 
der Anteil der Polizisten mit Mh dem 
in der Bevölkerung. Im Gegenteil, er 
liegt sogar stark darunter.

Das Land mit den meisten Migran-
ten innerhalb der Polizei ist Berlin. 
Rund 29 Prozent Bewerber mit Mh 
wurden 2017 eingestellt. Zum Ver-
gleich: Fast 28 Prozent der Berliner 
haben fremde Wurzeln. In Nieder-
sachsen wies 2016 fast jeder fünfte Be-
werber einen Migrationshintergrund 
auf. Bei den Einstellungen lag deren 
Zahl bei knapp zwölf Prozent. Etwas 
niedriger im Vergleich zur Bevölke-
rung, der Prozentsatz liegt da bei fast 
18 Prozent. 

In Nordrhein-Westfalen (NRW) hat 
jeder achte angehende Polizist auslän-
dische Wurzeln. 2018 waren dies von 
2.300 Kommissarsanwärtern 306. Das 
entspricht einer Quote von etwas mehr 
als 13,3 Prozent. Im Jahr zuvor war bei 
gleichgebliebenen Neueinstellungen 
die Zahl mit 305 fast identisch. Aber 
im bevölkerungsreichen NRW beträgt 
der Anteil der Menschen mit Mh circa 
26 Prozent.

Vorteile der Migration innerhalb 
der Polizeiorganisation

Ist der Vorteil bi-lingualer und wo-
möglich auch bi-kulturell aufgewach-
sener Kolleginnen und Kollegen von 
der Hand zu weisen? Entfalten sich 
individuelle Potenziale der Kräfte mit 
Mh, leisten Teams mehr, und deren 

Effektivität steigt. Das dürfte dann eine 
klassische Win-Win Situation sein. 

Die Wege von Polizistinnen und 
Polizisten mit Mh in den Behörden 
sind jedoch nicht immer eben. Zwei 
Aspekte stechen hervor, die durchaus 
als gewisse Zusatzanforderung ge-
wertet werden können: Erstens, die 
Strukturen, also das Wahren der Tra-
dition des Berufsbeamtentums, und 
zweitens: Wie füge ich Multiethni-
zität, Interkulturalität und Diversität 
lückenlos ein? Er oder sie bringt neue 
Kompetenzen ein und idealerwei-
se werden gleichzeitig alle anderen 
allgemeinen Anforderungen inner-
halb der Organisation bedient. Der 
Grund, warum die Polizeiführungen 
Migranten als Vermittler zwischen 
den Kulturen wie den Kontaktbeam-
ten für eine muslimische Gemeinde 
fördern, liegt doch auf der Hand. Die 
Kollegin oder der Kollege kann mit 
seiner „Konfliktlösungskompetenz 
Plus“ effizienter agieren. Die Ge-
meinsamkeiten zwischen dem Be-
amten mit Mh und dem gegenüber 
einer ethnischen Gruppe bewirkt eine 
Annährung, die womöglich Fahn-
dung und Aufklärung entscheidend 
beschleunigen kann. 

Interkulturelle Kompetenz bedeutet 
prinzipiell nicht viel mehr als mitzu-
denken. Was heißt das in der Praxis? 
Ein Beispiel: In westlich geprägten 
Gesellschaften ist es üblich, durch 
Blickkontakt ein gewisses Interesse, 
Respekt oder Aufmerksamkeit zu sig-
nalisieren. Teils wird es als zumindest 
unhöflich aufgefasst, dem Gegenüber 
nicht in die Augen zu schauen, teils 
wird es mit Schwäche oder einem ge-
ringen Selbstbewusstsein assoziiert. In 
allen arabisch und somit muslimisch 
geprägten Ländern wird der Blick-
kontakt exakt konträr aufgefasst. Es 

wird als respektlos empfunden, je-
mandem in die Augen zu schauen. 
Der Betroffene fühlt sich womöglich 
herausgefordert und reagiert durchaus 
empört, vielleicht sogar aggressiv. Das 
Problem: Es entsteht ein Gefühl, nicht 
ernstgenommen zu werden. Dies zu 
wissen kann in vielerlei Situationen 
hilfreich sein und sicher auch deeska-
lierend wirken. Manchen Beamtem er-
schließt sich dieses Vorgehen vielleicht 
nicht sofort, doch erleichtere ich mir 
durch die Kenntnis sensibler kultu-
reller Eckpunkte meines Gegenübers 
doch die eigene Arbeit, oder?

Ist ein Beamter mit Mh im Team habe 
ich die kulturelle Kenntnis gleich da-
bei. Kompetenzen wie Mehrsprachig-
keit oder kulturelles Wissen können 
Türen in andere Kulturen öffnen, die 
sonst womöglich zumindest schwer-
gängiger wären. Das verändert auch 
das Bild der Polizei des Gegenübers 
und könnte jungen Migrantinnen und 
Migranten den Weg in die Polizei at-
traktiv erscheinen lassen. Nicht zuletzt 
wird der Vorwurf eines institutionellen 
Rassismus innerhalb der Organisation 
entkräftet, das „auf dem rechten Auge 
blind sein“ dürfte kein wirkliches The-
ma mehr sein. 

Interkulturelle Kompetenz bedeutet 
keinesfalls, nur auf mehr Beamtinnen 
und Beamte mit Migrationshinter-
grund zu setzen. Eine moderne Poli-
zeiorganisation orientiert sich an der 
Lageentwicklung. Das Grundwissen 
über die künftig sicherlich nicht we-
niger werdenden Facetten der Gesell-
schaft sollte breiter werden. 

BILDUNG

IM GRUNDE SIND SIE NUR NOCH
KÖRPERLICH ANWESEND?
In letzter Zeit fühlen Sie sich von den Anforderungen im Alltag zunehmend über-
lastet und oft selbst Kleinigkeiten nicht mehr gewachsen? Dann könnten das erste
Anzeichen für eine psychische Erkrankung sein, die Sie ernst nehmen sollten.
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Klinik für Ganzheitsmedizin und Naturheilkunde
Wigandstraße 1 · 34131 Kassel-BadWilhelmshöhe · www.habichtswaldklinik.de

In der Habichtswald-Klinik helfen wir Ihnen, neue Kraft zu schöpfen und Ihr
Leben wieder lebenswert zumachen:Dabei integrieren wir in unserem ganz-
heitlichen Therapiekonzept gleichwertig die Methodenmodernster wissen-
schaftlicher Schulmedizin und bewährter Naturheilverfahren und verstehen
denMenschen immer als Einheit von Körper, Seele und Geist.

Gerne beraten wir Sie ausführlich und persönlich. Rufen Sie uns jetzt gebühren-
frei an unter 0800 - 890 11 01. Aufnahme im Bedarfsfall: einfach und schnell.

HAB_P19111_Anz_Lehrer_E&W_176x60_2019-05_Rahmen_P.pdf; s1; (176.00 x 60.00 mm); 09.May 2019 12:34:22; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien
Anzeige
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Michael Wegberg pflegt seit 
drei Jahren seine an mul-
tipler Sklerose erkrankte 

Mutter. Nach dem Tod des Vaters hat 
er sie zu sich in die eigene Wohnung 
geholt. Wegberg leistet nicht nur all-
tägliche Hilfsdienste oder begleitet die 
Patientin zu Arztbesuchen. Als sport-
lich versierter Mann hat er besondere 
körperliche Übungen entwickelt, die 
die Beschwerden seiner Mutter spür-
bar lindern. Unterstützung fand er auf 
Webseiten mit Beratungsangeboten 
im Internet.

Unterbelichtetes Thema

Aktive Männer wie Wegberg sind 
in der öffentlichen Wahrnehmung und 
der wissenschaftlichen Forschung ein 
unterbelichtetes Thema. Ein Grund: 
Das Phänomen in seiner Größen-
ordnung wird selbst von Fachleuten 

unterschätzt. Der Anteil pflegender 
Männer liegt in Deutschland je nach 
Berechnungsgrundlage immerhin 
zwischen 21 und 37 Prozent. Seit An-
fang der 1990er-Jahre verdoppelte 
sich der Umfang des männlichen En-
gagements nahezu. Nach Schätzun-
gen, die allerdings stark voneinander 
abweichen, sind hierzulande bis zu 
1,8 Millionen Männer als häusliche 
Pfleger tätig. 

Die wenigen vorliegenden Studien 
heben hervor, dass Männer dies „aus 
Liebe und Dankbarkeit“ tun, weniger 
aus Pflichtgefühl. Das gilt besonders, 
wenn sie sich um die eigene Partnerin 
auf der Basis einer langjährigen fes-
ten Beziehung kümmern. Der Frank-
furter Pflegewissenschaftler Manfred 
Langehennig fasst die zentralen Be-
funde eines Forschungsprojekts so 
zusammen: „Männer versuchen mit 
den ihnen zur Verfügung stehenden 
Kompetenzen und Mitteln, für die 
geliebte Person das Beste herauszu-

holen”. Dabei verwenden die männ-
lichen Pfleger Bilder und Begriffe, die 
aus ihren Erfahrungen im Berufsleben 
stammen. Viele „Stilelemente aus der 
Arbeitssphäre”, so Langehennig, las-
sen sich in diesem geschlechtsspezifi-
schen Pflegeverhalten identifizieren. 
So wollen Männer eine möglichst 
effektive, organisatorisch perfekte 
Logistik aufbauen. Dafür eignen sie 
sich „aktiv ein weit reichendes Wissen 
an”, sie notieren ihre Beobachtungen 
und werten diese systematisch aus.

Perfekte Logistik

Nach einer US-amerikanischen 
Studie von Betty Kramer und Ed-
ward Thomson betrachten pflegende 
Männer ihre Tätigkeit als berufliches 
Projekt oder gar als „managerielle 
Aufgabe”. Sie achten auf die Gren-
zen ihrer Belastbarkeit, betonen das 
„Funktionieren” und suchen ratio-
nal-technische Lösungen. Die Körper-
übungen von Wegberg zur Linderung 
der Schmerzen seiner Mutter stehen 
für einen solchen explizit männlichen 
Pflegestil. 

Forscher Langehennig zählt wei-
tere Beispiele auf: Ein ehemaliger 

Flugsimulator am Bettrand
Von Thomas Gesterkamp

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben: Dabei geht es neben der Erzie-
hung von Kindern auch um die Pflege von erkrankten Angehörigen. Der 
Anteil der Männer, die sich um solche Aufgaben kümmern, liegt höher 
als viele vermuten. Ihr Umgang damit ist jedoch anders als der von Frau-
en, die nach wie vor die Mehrheit der Pflegenden stellen. Notwendig 
sind geschlechtsspezifische Unterstützungsangebote.

Foto: motortion/stock.adobe.com
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PFLEGE UND BERUF

Mechaniker und Hobby-Pilot hat ei-
nen Kran für seine gelähmte Frau 
gebaut und übt mit ihr vom Bettrand 
aus am Flugsimulator. Ein Schuster 
windelt seine Partnerin, indem er sich 
ihre Beine wie ein Werkstück über 
die Schultern legt. Die mit den Tä-
tigkeiten verbundenen Emotionen 
werden eher vernachlässigt: Männli-
che Pfleger, beobachtet Langehennig, 
sprechen „in ihrem unmittelbaren 
sozialen Umfeld kaum über ihre Ge-
fühle”. Nützliche Informationen holen 
sie sich, wie Wegberg, eher aus Fach-
foren im Netz. 

Ähnliche Hindernisse

Im beruflichen Alltag stoßen Pfle-
gende auf ähnliche Hindernisse wie 
Eltern. Flexible Arbeitszeiten beru-
hen dort vorrangig auf betrieblichen 
Erfordernissen, sie dienen nicht der 
Zeitsouveränität von Beschäftigten 
mit privaten Verpflichtungen. Vor-
gesetzte mit einer traditionellen 
Vorstellung von Geschlechterrollen 

DAS PFLEGEZEITGESETZ

Das Familienpflegezeitgesetz garantiert einen Lohnersatz für maximal zehn 
Tage in akuten Notsituationen, übernommen von der Pflegeversicherung. Lang-
fristig können Beschäftigte ihre Stelle bis zu zwei Jahre auf 15 Wochenstunden 
reduzieren. Verbunden damit ist das Rückkehrrecht in die Vollzeit, allerdings 
kein Einkommensausgleich: Übernommen wird lediglich ein zinsloses Darlehen.

Firmen mit weniger als 25 Mitarbeitern und damit insgesamt sieben Millionen 
Beschäftigte sind von dem Angebot ausgeschlossen, kritisiert der Deutsche 
Frauenrat. Rund zwei Drittel der Pflegenden sind weiblich, und sie verdienen ihr 
Geld besonders häufig in Kleinbetrieben unterhalb des Schwellenwertes.

Dennoch ist das Gesetz ein erster Schritt, um die Pflege leichter zu machen. 
Eine umfangreiche Förderung, wie sie junge Paare mit dem Elterngeld als 
Lohnersatzleistung erhalten, gibt es jedoch nicht. Und selbst unter jenen Per-
sonalchefs, die sich mit einer gelungenen Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
brüsten, denkt nur eine Minderheit an die Versorgung Älterer. Die Ausnahme-
regelung für Kleinbetriebe gelangte auf Druck der Wirtschaftsverbände in den 
Gesetzestext. 

Pflege ist wie die Kindererziehung ein Teil der weitgehend unsichtbaren 
Reproduktionsarbeit. Die meisten Vorgesetzten halten sich schlicht für nicht 
zuständig, wenn es um die scheinbar privaten Probleme ihrer Beschäftigten 
geht. Entsprechend verschweigen viele Erwerbstätige dem Arbeitgeber ihre 
Belastungen – und fürchten berufliche Nachteile, wenn sie die Auszeit nutzen. 
In einer Studie des Zentrums für Qualität in der Pflege kann sich nur ein Drittel 
der Befragten vorstellen, die Familienpflegezeit in Anspruch zu nehmen. tg
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blockieren manchmal entsprechende 
Wünsche. Auch Betriebs- und Per-
sonalräte sehen Pflegeprobleme nur 
selten als zentrale Aufgabe. Doch in 
Umfragen stellt sich überraschend oft 
heraus, dass die Beschäftigten nicht 
nur „zwischen Kind und Karriere”, 
sondern auch zwischen ihrem Be-
ruf und der Versorgung von kranken 
Angehörigen balancieren müssen. 
Das gilt besonders bei einem hohen 
Altersdurchschnitt der Belegschaft. 

Es reicht deshalb nicht, wenn sich 
Arbeitgeber nur um weibliche Mit-
arbeiterinnen mit Pflegeaufgaben 
kümmern. Wie beim Thema Eltern-
schaft gehört der männliche Teil der 
Beschäftigten mit ins Boot. Ihr En-
gagement beginnt allerdings oft erst 
nach der Verrentung. Eine Ursache 
sieht Eckart Hammer, Gerontologe 
an der Fachhochschule Ludwigs-
burg, in der „höheren Verbreitung 
der Alzheimer-Demenz bei Frauen”. 
In „gemischten Pflegearrangements” 
würden dann häufig mehrere Helfen-
de eingebunden und verstärkt profes-
sionelle Dienste in Anspruch genom-
men; zudem entscheiden sich Männer 
nach Hammers Beobachtung früher 
für eine Unterbringung im Heim.

Nicht für Hochglanzbroschüren 
geeignet

In den Debatten um Vereinbarkeit 
steht die Pflege trotz des demografi-
schen Wandels meist im Schatten des 
Themas Elternschaft. Die Geburt von 
Kindern ist ein positives Ereignis, mit 
dessen wohlwollender Begleitung sich 
Politiker wie Arbeitgeber schmücken 
können. Gebrechliche Alte eignen sich 
dagegen kaum für Hochglanzbroschü-
ren. Mit ihnen geht es nicht aufwärts, 
sondern abwärts. Trauer, Leid und vor 
allem Tod sind im öffentlichen Raum 
Tabuthemen. Die Sorge um Schwer-
kranke kann deprimierend sein, sie 
ist kaum planbar und zieht sich häufig 
auch länger hin als die Versorgung von 
Säuglingen: Die Zeiträume schwanken 
zwischen wenigen Wochen und meh-
reren Jahrzehnten, im Durchschnitt 
sind es acht Jahre. 

Auf Sand gebaut

Wie können vor diesem Hinter-
grund pflegende Männer besonders 
unterstützt werden? In einer Studie 
der beiden großen christlichen Kir-
chen erklärten sich immerhin zwei 
Drittel der männlichen Befragten 

bereit, ihre Arbeitszeit zu reduzie-
ren, damit sie sich um Angehörige 
kümmern können. Jeder siebte Mann 
würde nach eigenen Angaben seine 
Stelle befristet sogar ganz aufgeben. 
27 Prozent der Männer (Frauen in der 
Vergleichsgruppe nur 13 Prozent) ver-
weigerten hingegen grundsätzlich die 
Pflege von Familienmitgliedern. Als 
Haupthindernis nannten sie die Sorge 
um das gemeinsame Haushaltsein-
kommen.

Gendersensible Angebote, die sich 
an männliche Pflegende richten, soll-
ten auf jeden Fall niedrigschwellig 
sein. Die gemeinnützige Hertie-Stif-
tung schlägt in einer Expertise gar 
eine geschlechtsspezifische „Kommu-
nikationspolitik” vor: Männer dürften 
nicht zu emotional angesprochen wer-
den. Moralische Argumente nützen 
wenig, hebt auch Langehennig her-
vor: „Motivationskampagnen und Ap-
pelle an den Familiensinn der Männer 
sind letztlich auf Sand gebaut, wenn 
sie nicht die materiellen Grundla-
gen der Familie berücksichtigen.” 
Entscheidend für den höheren Frau-
enanteil in der Pflege, so der Forscher, 
seien „die krassen Ungleichheiten” 
zwischen den Geschlechtern „in ihrer 
Beschäftigungskarriere und in ihrem 
Lohnniveau“: 44 Prozent der häus-
lich Pflegenden verfügen über ein 
Einkommen von unter tausend Euro 
im Monat. 

KLEINE SCHRITTE FÜR AKTIVE

•  den Bedarf auch von Männern bei der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege 
sichtbar machen, ihn ausdrücklich thematisieren und so enttabuisieren,

•  das Thema Pflege bei Einstellungs- und Mitarbeitergesprächen berücksich-
tigen,

•  deutlich machen, dass Männer genauso wie Frauen die angebotenen  
Instrumente (etwa flexible Arbeitszeiten oder Notfallregelungen) in An-
spruch nehmen können,

•  in betrieblichen Befragungen und Bedarfserhebungen zur Vereinbarkeit 
Männer gezielt ansprechen,

•  bei der Weitergabe von Informationen berücksichtigen, dass Männer oft 
weniger als Frauen über das Thema wissen,

•  auf emotionale Argumente und moralische Ansprache verzichten,

•  unter Führungskräften dafür sensibilisieren, dass nicht nur Frauen, sondern 
auch Männer „Vereinbarkeitsprobleme” haben,

•  Vorgesetzten vermitteln, dass Angebote zur Vereinbarkeit kein „Sozial-
klimbim” sind, sondern die Bindung von Mitarbeitern an das Unternehmen 
verstärken.

Foto: shootingankauf/stock.adobe.com
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DP UNTERWEGS

„Darf ich eine Ente mitnehmen?“
Es zeigte sich während dieses Au-

gust-Hauptstadt-Wochenendes, an 
dem das Volk anlässlich offener Türen 
in Ministerien, Bundesbehörden und 
Bundeskanzleramt zu Zehntausen-
den die Regierung besuchte, stets aufs 
Neue, welche Probleme und Themen 
es wirklich sind, die die Menschen 
bewegen. Und die BPK mit ihrem Pres-
sesaal, der aus dem Nachrichtenfern-
sehen bekannten blauen Wand sowie 
dem luftigen Atrium sind genau der 
richtige Ort für zu liefernde Antworten. 
Übrigens auch für die Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) beziehungsweise 
ihrer Redaktion DEUTSCHE POLIZEI 
(DP), die zum fünften Mal an Ort und 
Stelle das GdP-Mitgliedermagazin 
prä- und repräsentierte, sowie sich 
den Fragen und Meinungen der zahl-
reichen Besucherinnen und Besucher 
annahm.

Die sich am DP-Stand entwickeln-
den Gespräche verliefen nach Aussa-
gen der Redaktionskolleginnen und 
-kollegen jedoch weniger tagesaktuell 
politisch als noch in den Vorjahren. 
Vielen Gästen war es dagegen wichtig, 
sich einfach nur dankbar über die Ar-
beit der Polizei zu äußern. Sie zeigten 
sich besorgt über die zunehmende 
Gewalt gegenüber Einsatzkräften, kri-
tisierten die Respektlosigkeit, mit der 

Ob die Protagonisten es vielleicht erahnen? Wissen können es die Mi-
nisterinnen und Minister jedenfalls nicht, welche Fragen ihnen interes-
sierte Bürger in den Pressekonferenzen am mittlerweile traditionellen 
Tag der offenen Tür der Bundespressekonferenz (BPK) stellen werden. 
Überraschungen sind also nicht auszuschließen, und das ist auch gut 
so, um einmal ein geflügeltes Wort aus dem Politikbetrieb aufleben zu 
lassen.

Tierisch interessant fand Bundesumweltministerin Svenja Schulze offensichtlich den 
DEUTSCHE-POLIZEI-Stand. Foto: Zielasko

Die Riege um Regierungssprecher Steffen Seibert sorgt verlässlich für ein  
„ausverkauftes“ Haus.                                                                                   Foto: Bicking

Ute Welty, Vorstandsmitglied der Bundes-
pressekonferenz, hatte auch einen Finger-
zeig für hintergründige Fragesteller. 

Foto: Zielasko
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Einzelne oder Gruppierungen Polizis-
tinnen und Polizisten gegenübertreten, 
deuteten die Regelerosion im öffentli-
chen Raum an und sprachen sich für 
eine deutlich höhere Polizeipräsenz 
auf den Straßen sowie Städten und 
Gemeinden aus. 

Viel Gequake in der 
Nachbarschaft

Als besonders begehrte Mitbringsel 
stellten sich erneut die GdP-Quiet-
scheentchen heraus. Die waren laut 
„Kundenauskunft“ nicht nur für Kin-
der oder Enkel gedacht, sondern oft 
auch für Nachbarn, die bei der Polizei 
beschäftigt sind. Nicht repräsentativ 
hochgerechnet müsste so fast jeder 
Fünfte einen Polizeinachbarn haben. 
Das Personalproblem bei der Polizei 
könnte also nur ein Märchen sein.

mzo

Zwar nicht so umschwärmt wie ein Bienenstock, dennoch gut besucht, präsentierte sich 
der DP-Stand im Kreise anderer in der Bundespressekonferenz vertretener Medien. 

Foto: Zielasko

Fassade soll es nicht bleiben, was Politiker in der Bundespressekonferenz von sich geben. 
Dafür sorgen auch die Vertreter der ausländischen Medien.                           Foto: Zielasko

Dr. Florian Toncar, Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der FDP-Bundestagsfraktion, 
beschwört womöglich künftige Koalitions-
konstellationen.                   Foto: Zielasko

Gesundheit ist einfach ein kompliziertes 
Thema, weiß Bundesressortchef Jens Spahn 
aus eigener Hand.

Foto: Bicking

Man muss auch einmal die Krallen ausfah-
ren in der Kabinettsrunde, deutete Bun-
desjustizministerium Christine Lambrecht 
gegenüber dem BPK-Auditorium an.

Foto: Zielasko
Zahlreiche Gäste nutzten die Chance, sich 
ein Bild vom Politikbetrieb im Regierungs-
viertel zu machen.                Foto: Zielasko
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MEDIEN

Die Kurzfassung der Ge-
schichte über den erforsch-
ten Nutzen der kleinen Tie-

re für die Ermittlungstätigkeit war 
als Pressemitteilung kaum an die 
Medien verschickt, da klingelten in 
der Abteilung Kommunikation der 
Berliner GdP-Bundesgeschäftsstelle 
bereits die Telefone. Die offenbar 
überraschende Aussage, dass die vor 
allem als Honiglieferanten bekann-
ten Insekten dank ihres außerge-
wöhnlichen Geruchssinns hervorra-
gend geeignet seien, Stoffe oder auch 
Menschen aufzuspüren, ließ einige 
Pressevertreter wohl mit vielen Zwei-
feln und Fragen zurück. So erkundig-
te sich ein Journalist mit skeptischem 
Unterton, ob in der Pressestelle der 
GdP nunmehr im Sommer der 1. April 
begangen werde? Aber Fakten zur 
Autorin entkräfteten jegliche Hoff-
nung auf eine Scherzgeschichte.

Zahlreiche Medienanfragen

Ende August warf die Suchma-
schine Google bei der Eingabe des 
Wortes Spürbienen bemerkenswer-
te 1.960 Ergebnisse aus, zum Glück 
war die Menge der Anfragen an die 
Pressestelle doch deutlich kleiner. 
Die 22-jährige Polizeibeamtin Sonja 
Kessler war trotzdem gut beschäftigt, 
obwohl zeitweilig im Urlaub, und gab 
eine Vielzahl von Telefoninterviews. 

Über 50 Mal wurde die Geschichte 
in Zeitungen abgedruckt, dazu ka-
men noch Lokal- und Regionalaus-
gaben. ARD und RTL meldeten sich 
ebenso wie Deutschlandfunk Wissen, 
der Hessische und der Norddeutsche 
Rundfunk. Auch überregionale Ta-
geszeitungen wie die „Welt“ oder 
die „Süddeutsche Zeitung“ berichte-
ten über die Bachelorarbeit „Unter-
suchung der Praxistauglichkeit von 

Bienen als Drogenschnüffler“, die 
beim Europäischen Polizeikongress 
im Februar mit dem „Zukunftspreis 
Polizeiarbeit“ ausgezeichnet worden 
war. Spätestens, als sich die Deut-
sche Presseagentur (dpa) dem Thema 
widmete, sorgte der DP-Artikel der 
erfahrenen Hobbyimkerin bundes-
weit für Aufsehen im Blätterwald und 
auf Internetseiten von Onlinemedien. 

Aufs Titelblatt geschafft

Die dpa sprach in ih-
rem ausführlichen Kor-
respondentenbericht von 
einer „kuriosen Idee“, die 
von der GdP prominent 
vorgestellt wurde, und 
fand es bemerkenswert, 
dass die Insekten es so-
gar aufs Titelblatt der Mit-
gliederzeitschrift geschafft 
hätten. Um gleich danach 
Fachleute zu zitieren. Bie-
nen könnten hervorragend 
riechen, dressiert werden, 
Gerüche erkennen und an-
zeigen, erläuterte der Leiter 
der baden-württembergischen 
Landesanstalt für Bienenkunde 
an der Universität Hohenheim, 
Peter Rosenkranz, der Nach-
richtenagentur. „Die Duftwahr-
nehmung bei Bienen ist extrem 
empfindlich – da spielen sie in 
der Dimension von Spürhunden“, 
schwärmte Rosenkranz laut dpa 
weiter.

Telefone klingeln noch

Und der Zoll? „Wir haben davon 
gelesen und ein bisschen darüber ge-
lächelt“, so Thomas Seemann, Spre-

cher beim Stuttgarter Zoll, gegenüber 
dpa. Man habe in der Schwaben-
metropole neun Hunde im Einsatz, 
die Drogen und Betäubungsmittel, 
aber teils auch Bargeld und Tabak 
erschnüffeln könnten. Seemann be-
zweifelte, dass man Bienen so aus-
bilden könne. Dabei sei die Behörde 
alles andere als bienenfeindlich. Auf 
dem Dach des Stuttgarter Hauptzoll-
amtes lebten mehrere Bienenvölker. 
Davon haben auch die Zollbeamten 
etwas – rund 30 Kilo „Zollhonig“ pro 
Jahr, wie es hieß.

Übrigens klingeln noch sechs Wo-
chen nach Veröffentlichung der Bie-
nen-Geschichte die Telefone bei der 
GdP, und es wird nach Interviews  
gefragt.                                                wsd

Ein „Aprilscherz“ mitten im Sommer?
Großes Medieninteresse an DP-„Spürbienen“-Beitrag

Die Zeitschrift DEUTSCHE POLIZEI (DP) rief in den Sommermonaten 
in der Medienwelt nachhaltiges Interesse hervor. Viele Journalistinnen 
und Journalisten klingelten in den vergangenen Wochen in der Abteilung 
Kommunikation der Berliner GdP-Bundesgeschäftsstelle an, um Informa-
tionen zur DP-August-Titelstory über trainierte Spürbienen zu erhalten. 
Ob Print, Hörfunk oder Fernsehsender – die erzeugte Neugier angesichts 
einer möglichen Revolution für die Polizeiarbeit war groß. 
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Mit großer Trauer hat 
die Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) Abschied 

von ihrem langjährigen Bundes-
geschäftsführer Wolfgang Dicke 
genommen. Kollege Dicke verstarb 
nach langer, schwerer Krankheit 
im Alter von 76 Jahren am 16. Au-
gust in Neuss. Im Namen der GdP 
kondolierte der Bundesvorsitzende 
Oliver Malchow der Witwe unse-
res Kollegen und übermittelte sein 
tief empfundenes Mitgefühl. „Wir 
behalten Wolfgang als äußerst en-
gagierten Streiter in Sachen GdP, 
rund um die Uhr politisch denken-
den Menschen und anerkannten 
Waffenexperten in bleibender Er-
innerung. Er hat als Wegbegleiter 
in entscheidenden Zeiten des Wan-
dels der deutschen Polizeien tiefe 
Spuren hinterlassen. Wir werden 
sein Andenken bewahren“, be-
tonte Malchow. Dicke ist Anfang 
September beigesetzt worden. 

Kollege Dicke war mit 26 Jah-
ren zur GdP gekommen. Zunächst 
fungierte der im Januar 1943 in 
Lauenburg (Pommern) geborene 
Journalist als Pressereferent im 
Landesbezirk Nordrhein-Westfa-
len. Sein erster Arbeitstag in Düs-
seldorf fiel auf den 1. Mai 1969. 
Zuvor hatte Dicke ein Volontariat 
bei der „Westdeutschen Allgemei-
nen Zeitung“ (WAZ) absolviert 
und wurde danach als Redakteur 
für Polizeifragen und Reportage in 
der Duisburger WAZ-Redaktion 
eingesetzt. 

Dickes große Nähe zur Polizei 
unterstrichen zahlreiche Visiten 
und Hospitationen bei unseren 
Kolleginnen und Kollegen. So 
besuchte er zeitweise mit innen-

ministerieller Genehmigung als 
externer Teilnehmer einen Krimi-
nalkommissarslehrgang sowie die 
Landeskriminalschule in Düssel-
dorf und das damalige Polizeiinsti-
tut in Hiltrup. Seine journalistische 
Intention spiegelte sich vor allem 
darin wider, seinen Leserinnen 
und Lesern sowie der publizieren-
den Öffentlichkeit ein möglichst 
realitätsnahes, unverzerrtes Bild 
über die Arbeitsweise und Aufga-
be der Polizei zu zeichnen.

Nur wenig später wechselte 
Dicke von Düsseldorf nach Hil-
den und verstärkte dort in glei-
cher Funktion die Pressestelle der 
GdP-Bundesgeschäftsstelle. Nach 
15 Jahren Pressearbeit übernahm 
er das Vorstandssekretariat und 
kümmerte sich fortan sehr erfolg-
reich um eine dichtere Vernetzung 
der GdP mit den politisch Ver-
antwortlichen auf Bundes- und 
Landesebene und diente als enger 
Berater für mehrere GdP-Bundes-
vorsitzende. 

Vielen Leserinnen und Lesern 
von DEUTSCHE POLIZEI ist un-

ser verstorbener Kollege vor al-
lem als Waffenexperte bekannt. 
In zahlreichen Beiträgen sezier-
te er beispielsweise die Untiefen 
des Waffenrechts, fand mit sei-
ner Expertise zunehmend Ein-
trag in Fachzeitschriften, was ihn 
auch auf internationaler Ebene 
zu einem bekannten Autoren und 
Fachmann machte. Kurz nach der 
Jahrtausendwende gelang ihm ein 
bemerkenswerter Coup, als die 
Waffenschmiede Heckler & Koch 
seiner Empfehlung folgte, die Poli-
zeiwaffe „P 10“ mit von ihm vorge-
schlagenen Sicherheitsmerkmalen 
auszurüsten.

Denjenigen, die ihn aus der 
Zusammenarbeit kannten, wis-
sen, dass er als Geschäftsführer 
der Hildener Bundesgeschäfts-
stelle nicht nur ein stets offenes 
Ohr hatte, sondern aus dem Steh-
greif druckreife Reden diktieren 
konnte. Seine tiefe Verwurzelung 
in die Gewerkschaftsbewegung 
zeigte darüber hinaus sein kaum 
zu bremsendes Engagement für 
den Auf- und Unterbau der euro-
päischen, multilateralen Polizei-
gewerkschaft UISP, der späteren 
EuroCOP.

Im Sommer 2005 ging der be-
kennende USA-Fan in den Ru-
hestand, blieb aber der GdP als 
externer Berater für Waffenfragen 
noch einige Jahre treu. Einige alte 
Mitstreiterinnen und Mitstreiter 
konnten noch beim vergangenen 
Bundeskongress ein paar Erinne-
rungen mit dem bereits von seiner 
Krankheit gezeichneten Kollegen 
austauschen. Nun ist er von uns 
gegangen.

mzo

Ehemaliger GdP-Bundesgeschäftsführer  
Wolfgang Dicke verstorben

Wolfgang Dicke (†) Foto: GdP
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Die Personalräte in Nord-
rhein-Westfalen (NRW) ha-
ben bei Stellenausschreibun-

gen mitzuwirken. Bei der Einstellung 
von Beschäftigten sowie Eingruppie-
rungen, Höhergruppierungen und Stu-
fenzuordnungen nach dem Landesper-
sonalvertretungsgesetz sind sie sogar 
in der Mitbestimmung. Damit wird 
sichergestellt, dass alle Entscheidun-
gen der Dienststelle unter den Grund-
sätzen von Gleichbehandlung sowie 
Recht und Billigkeit getroffen werden.

Festlegen des 
Anforderungsprofils

Der Arbeitgeber des Öffentlichen 
Dienstes (öD) ist nicht nur berechtigt, 
sondern sogar verpflichtet, für eine zu 
besetzende Stelle ein Anforderungs-
profil festzulegen und nachvollziehbar 

zu dokumentieren. Für das gesamte 
Auswahlverfahren (von der Ausschrei-
bung über die Auswahl bis zur Stellen-
besetzung und Eingruppierung in die 
Vergütungsordnung nebst Stufenzu-
ordnung) ist es daher wichtig, dass sich 
das fachliche Anforderungsprofil kon-
kret an der auszuübenden Tätigkeit 
ausrichtet und so beschrieben wird, 
dass die Gründe für die Besetzung der 
Stelle mit der ausgewählten Bewerbe-
rin oder dem ausgewählten Bewerber 
für das Personalratsgremium nachzu-
vollziehen sind.

Daher muss die auszuübende Tätig-
keit von der Fachdienststelle zunächst 
so beschrieben werden, dass Dritte die 
Inhalte und die erforderlichen Fach-
kenntnisse nachvollziehen können. 
Der öffentliche Arbeitgeber ist dabei 
gehalten, das Anforderungsprofil aus-
schließlich nach objektiven Kriterien 
festzulegen. Ansonsten würde er das 
durch Artikel 33 Absatz 2 Grundge-

setz (GG) gewährleistete Recht auf 
Zugang zu einem öffentlichen Amt 
einschränken, ohne dass dies durch 
Gründe in der Eignung, Befähigung 
und fachlichen Leistung des Bewer-
bers gerechtfertigt wäre. Der Geset-
zestext dient zum einen dem öffentli-
chen Interesse an der bestmöglichen 
Besetzung der öD-Stellen. Zum ande-
ren trägt dieses Grundrecht dem be-
rechtigten Interesse der Bediensteten 
an einem angemessenen beruflichen 
Fortkommen dadurch Rechnung, dass 
es grundrechtsgleiche Rechte auf er-
messens- und beurteilungsfehlerfreie 
Einbeziehung in die Bewerberaus-
wahl begründet (Bundesverfassungs-
gericht (BVerfG) vom 25.11.2011 – 2 
BvR 2305/11).

Die Grenzen der Gestaltungsfreiheit 
des öffentlichen Arbeitsgebers bei der 
Festlegung des Anforderungsprofils 
und der Eignungsmerkmale ergeben 
sich somit einerseits daraus, dass das 
Prinzip der „Bestenauslese“ für die 
zu besetzende Stelle gewährleistet 
werden muss (Urteil Bundesarbeits-
gericht (BAG) vom 06.05.2014 – 9 AZR 
724/12). Andererseits darf ein Anfor-
derungsprofil aber auch nicht eine 

Von der Stellenausschreibung  
bis zur Stellenbesetzung

Von Jutta Jakobs und Alexandra Engler

Verzögerungen in Stellenausschreibungs- beziehungsweise Stellenbe-
setzungsverfahren sind zeitaufwendig, aber häufig vermeidbar. Es stellt 
sich die Frage, welche Punkte seitens des Personalrates und der Per-
sonalstelle bei der Formulierung einer Stellenausschreibung Beachtung 
finden sollten.

Anzeige

Täglich kommt es zu Unfällen im
Straßenverkehr, doch moderne Assis-
tenzsysteme unterstützen FahrerInnen
um Unfällen bestmöglich vorzubeugen.

Durch die große Anzahl ungeschütz-
ter Verkehrsteilnehmer sind besonders
Städte im Fokus: Abbiegeassistenten für
LKW warnen effektiv beim Rechtsabbie-
gen vor Verkehrsteilnehmern im Gefah-
renbereich.

Doch auch die Sicherheit im ländli-
chen Raum ist wichtig. Der Gesetzgeber
hat dies erkannt und im Verkehrsblatt

23/2016/180 Richtlinien für Kamera-
Monitor-Systeme zur Überwachung des
Querverkehrs und Ersetzen von Ein-
weisern ab 3,5 m Vorbaumaß-
überschreitung vorgeschrieben. Die
daraus entwickelten Sichtsysteme
(z. B. Q-KMS) können mittlerweile nach-
gerüstet werden. Aufgrund seltener
Kontrollen werden diese im Vergleich
zu Abbiegeassistenten nur in geringem
Umfang nachgefragt.

Erfahren Sie mehr zu Nachrüstsystemen
und den gesetzlichen Vorgaben direkt
von den Experten: www.mekratronics.de

Sicherheit nachrüsten
Filer_2019-9-4_9-42-55_052b2aa947f944c3837d0058d543e801.pdf; s1; (176.00 x 82.00 mm); 04.Sep 2019 14:58:46; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien
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Überqualifizierung von den Bewer-
bern verlangen (Urteil BAG 9 AZR 
724/12 vom 06.05.2014). Die im An-
forderungsprofil genannten leistungs-
bezogenen Auswahlkriterien müssen 
vielmehr in einem engen inhaltlichen 
Zusammenhang mit den Anforderun-
gen der zu besetzenden Stelle stehen 
(Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) 
vom 26.01.2012 – 2 A 7.09). 

Der Festlegung formaler Qualifikati-
onen wie einer absolvierten Ausbildung 
kommt dabei die Aufgabe zu, die durch 
eine Prüfung nachgewiesene Befähi-
gung zur Erledigung bestimmter Auf-
gaben abstrakt zu beschreiben (Urteil 
BAG vom 12.09.2006 – 9 AZR 807/05). 

Allein aus der angestrebten Ein-
gruppierung kann sich ein Anforde-
rungsprofil nicht rechtfertigen lassen.

Fehler im Anforderungsprofil führen 
grundsätzlich zur Fehlerhaftigkeit des 
Auswahlverfahrens, weil die Auswah-
lerwägungen dann auf sachfremden, 
nicht am Leistungsgrundsatz orientier-
ten Gesichtspunkten beruhen (BVerfG 
vom 25.11.2011 – 2 BvR 2305/11).

Das Anforderungsprofil unterliegt, 
trotz eines dem Arbeitgeber des öffent-
lichen Dienstes von Verfassungswegen 
gewährten Beurteilungsspielraums, ei-
ner gerichtlichen Kontrolle (Urteil BAG 
vom 12.09.2006 – 9 AZR 807/05).

In die EGO eingruppieren

Die Entgeltordnung (EGO) zum TV-L 
(Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder) sieht im Allgemeinen Teil 
bis einschließlich zur Entgeltgruppe 
(EG) 12 keine persönlichen Voraus-
setzungen vor. Die Eingruppierung in 
der Entgeltordnung Teil 1 erfolgt – bis 

zur EG 12 – allein aus allgemeinen 
Tätigkeitsmerkmalen, die in der aus-
zuübenden Tätigkeit und nicht in der 
Person beziehungsweise persönlichen 
Qualifikationen des Bewerbers liegen. 
Die Festlegung auf eine bestimmte 
aktuelle Eingruppierung des zugelas-
senen Bewerberkreises als Vorausset-
zung zur Besetzung der Stelle stünde 
dem entgegen. Die – ordnungsgemäße 
– Eingruppierung folgt somit allein den 
zu verrichtenden Tätigkeiten.

Viele Tätigkeiten im Polizeibereich 
sind nicht im Besonderen Teil der Ent-
geltordnung aufgeführt, so dass die 
Bewertung nur durch eine Einreihung 
in den Allgemeinen Teil erfolgen kann. 
Dabei ist dem Erfahrungswissen, das 
als Fachkenntnis durch eine gefestigte 
Senatsrechtsprechung anerkannt ist 
und über das langjährig Beschäftigte 
sowohl in Kenntnis der polizeilichen 
Strukturen als auch des Verwaltungs-
handelns innerhalb der Behörde re-
gelmäßig verfügen, eine angemessene 
Bedeutung einzuräumen.

Die konkrete Erstellung einer Tä-
tigkeitsdarstellung unter Bildung von 
Arbeitsvorgängen muss sich nach den 
Vorgaben des TV-L beziehungsweise 
der Entgeltordnung richten und kann 
in der Regel nur durch fachkundiges 
Personal der Personalstelle erfolgen.

Zur weiteren Bewertung einer Tä-
tigkeit wichtig sind die Zeitanteile von 
Arbeitsvorgängen. Diese müssen von 
der Fachdienststelle festgelegt wer-
den, da nur diese (gemeinsam mit der 
Stelleninhaberin/dem Stelleninhaber) 
den Überblick hierüber besitzt. Wich-
tig ist hierbei die zusammenfassende 
Betrachtung aller Arbeitsvorgänge.

Letztlich kann eine objektive Be-
wertung der Tätigkeit in der Regel nur 
durch ein Arbeitsplatzinterview am 
Arbeitsplatz mit der Stelleninhaberin 
oder dem Stelleninhaber erfolgen. Um 
dem Personalrat alle Fakten darzule-
gen, die bei der Entscheidungsfindung 
notwendig sind, ist das Hinzuziehen 
eines Mitglieds bei der Durchführung 
von Arbeitsplatzinterviews angeraten, 
um diesen Prozess schon frühzeitig 
zu begleiten und die Entscheidung 
transparent zu machen.

Interne und externe 
Ausschreibung 

Unter Berücksichtigung rechtlicher 
Aspekte beinhaltet die Stellenaus-
schreibung konstitutive und wün-
schenswerte Voraussetzungen, wobei 

zunächst die zwingenden erfüllt sein 
müssen, bevor die Erfüllung der wün-
schenswerten Voraussetzungen zur 
Prüfung gelangen.

Sofern keine rechtlichen Vorgaben 
zwingend eine externe Ausschreibung 
vorsehen, obliegt es der Dienststelle, 
im Rahmen der Personalentwicklung, 
zunächst eine interne Ausschreibung 
oder eine Abfrage (Interessenbekun-
dungsverfahren) einzuleiten. Der per-
sonalführenden Stelle liegen mit den 
Inhalten der Personalakten bereits alle 
Daten der Beschäftigten vor, aufgrund 
derer sich schon fachlich geeignete Be-
werberinnen und Bewerber für eine zu 
besetzende Stelle herauskristallisieren 
können.

Im Rahmen der vertrauensvollen 
Zusammenarbeit und aus Gründen 
der Transparenz im Mitbestimmungs-
verfahren bei der Einstellung und Ein-
gruppierung von Beschäftigten sollte 
der Personalrat schon in diesen Vorü-
berlegungen und bei der Prüfung der 
fachlichen Kompetenzen frühzeitig 
einbezogen werden. Denn vielfach 
verfügt der Personalrat über Informa-
tionen, die der Personalstelle nicht 
immer bekannt oder präsent sind, aber 
unter Umständen für das weitere Ver-
fahren sehr nützlich sein können.

Sollte eine fachliche Prüfung der 
Qualifizierung aller Beschäftigten zu 
dem Ergebnis führen, dass es in der 
Behörde keine (fachlich) geeigneten 
Bewerberinnen oder Bewerber gibt, 
so ist in der Konsequenz eine externe 
Stellenausschreibung vorzunehmen.

In Einzelfällen haben Beschäftigte 
nicht alle Qualifikationen, die sie im 
Laufe der Dienstzeit – möglicherweise 
auch in ihrer Freizeit – erworben ha-
ben, zur Personalakte gereicht, und 
diese sind weder dem Personalrat oder 
der Personalstelle bekannt. Letztend-
lich wäre das ein Versäumnis des 
Einzelnen, der die Konsequenzen zu 
tragen hätte und sich dann aufgrund 
der externen Stellenausschreibung 
womöglich der Konkurrenz eines grö-
ßeren Bewerberkreises stellen müsste. 
Dies kann vermieden werden, und es 
ist allen Beschäftigten dringend zu 
empfehlen, sämtliche Qualifikationen 
der Personalstelle anzuzeigen und zur 
Personalakte zu reichen.

Werden alle aufgeführten Kriteri-
en erfüllt, steht am Ende eine gute 
Personalentwicklung der eigenen Be-
schäftigten, eine erfolgreiche Auswahl 
fachlich geeigneter Bewerber sowie 
eine angemessene und richtige Ein-
gruppierung. Ein Ergebnis, das allen 
Beteiligten Vorteile bietet. 
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Die Idee hinter der Marke

DP: Kollege Wolff, wie kamen Sie auf 
die Idee, eine Polizei-Briefmarke zu initi-
ieren?

Oliver Wolff: Es gibt viele Hilfsor-
ganisationen und Organisationen – 
etwa die Bundeswehr, Feuerwehr, 
Freiwillige Feuerwehr und die Deut-
sche Gesellschaft zur Rettung Schiff-
brüchiger –, die alle schon auf einer 
Briefmarke gewürdigt wurden, aber 
die Polizei als solche noch nicht. Das 
war der Grund, warum ich mich über 
das Bundesfinanzministerium bemüht 
habe, dafür Werbung zu machen, dass 
auch die Polizei entsprechend mal 
eine Würdigung erhält. 

DP: War es ein Kampf, dies auf den Weg 
zu bringen oder sind Sie auf offene Ohren 
gestoßen?

Wolff: Das geht ja relativ nüchtern 
über den Schriftweg. 2015 habe ich das 
Ganze begonnen und bin im Dialog 
geblieben. Aber so richtig passiert ist 
in den ersten Jahren nichts. Ich be-
kam zunächst Eingangsbestätigungen. 
2017 habe ich dann nochmal die Vor-
kommnisse beim G20-Gipfel in Ham-
burg als Pro-Argumente beigefügt. 
Dann habe ich tatsächlich eine Reak-

tion bekommen: Es wurde mir erklärt, 
dass der sogenannte Programmbeirat 
im Bundesministerium der Finanzen 
über die Motivauswahl befinde und 
es so ein interessantes Thema sei, dass 
es für 2018 aufgenommen werde. In 
jenem Jahr gab es aber scheinbar ir-
gendeine Verschiebung, sodass es erst 
im Juli soweit war mit der Veröffentli-
chung der Briefmarke.

DP: Hat man Ihnen gesagt, warum die 
Veröffentlichung verschoben wurde?

Wolff: Nein, eine Begründung gab es 
nicht. Da halten die sich bedeckt. Wahr-
scheinlich bekommt der Programmbei-
rat so viele Anträge, dass sie nicht auf 
jeden reagieren können. Die reden da 
schon von 800 bis 900 Zuschriften im 
Jahr für nur rund 50 erscheinende Brief-
marken. Da scheint es schwierig, jedem 
einzelnen eine Rückmeldung zu geben.

DP: Haben die Kollegen Ihr Vorhaben 
unterstützt oder haben Sie das Ganze 
allein durchgezogen?

Wolff: Tatsächlich eher allein. Die 
Kollegen haben das erst richtig mit-
bekommen, als es soweit war. Grund-
sätzlich gab es nur positive Rückmel-

dungen. Viele sagten: „Das ist ja eine 
tolle Sache, dass sich da mal jemand 
kümmert.“ Insofern war das eine schö-
ne Erfahrung.

DP: Wussten Sie aufgrund Ihres Hob-
bies, wie man eine Briefmarke initiiert? 
Ich wüsste jetzt nicht auf Anhieb, wo ich 
da anfange.

Wolff: Man muss über das Bundesfi-
nanzministerium gehen, weil dort über 
Wertzeichen, und die Briefmarke ist 
ein Wertzeichen, befunden wird. Die 
Post vermarktet letztlich nur die Brief-
marken und verkauft sie dann auch. 
Wenn man eine Briefmarke initiieren 
will, muss man ran ans Finanzminis-
terium. Da gibt’s ein Bürgerreferat. 
Also anschreiben und sein Anliegen 
vortragen. 

DP: Wird über Briemarkenvorschläge in 
Zeitschriften berichtet?

Wolff: Es gibt natürlich mehrere 
Zeitschriften. Aber im Magazin der 
Deutschen Post „Postfrisch“ sind alle 
Neuerscheinungen mit Bild und auch 
die sogenannten Konkurrenzentwürfe 
abgebildet. Wenn Briefmarken vom 
Programmbeirat ausgewählt wurden, 
wird das in Grafikdesignwerkstätten 
beziehungsweise Ateliers in Auftrag 
gegeben. Es gibt dann immer zu einer 
Briefmarke vier Entwürfe. Ich fand 
jetzt das aktuelle Motiv bei der Poli-
zei-Briefmarke mit am besten, weil es 
einfach den Zeitgeist widerspiegelt. 
Das, was man darauf sieht, ist ja der 
Schriftzug, der auch auf den Funkstrei-
fenwagen so oder so ähnlich zu sehen 
ist. Die Konkurrenzentwürfe waren mir 
persönlich zu konservativ. 

DP: Wurden Sie in den Designprozess 
einbezogen?

Wolff: Nein, gar nicht. Der Ideen-
geber hat keine Möglichkeit, Einfluss 
zu nehmen, auch nicht bei der Aus-
wahl. Meine persönliche Ehrung im 
Bundesinnenministerium wurde mir 
zuteil, weil ich tatsächlich der erste 
Ideengeber für eine solche Thematik 
war. Die Parlamentarische Staatsse-
kretärin, die Mitte Juli offiziell das 
Briefmarkenmotiv präsentiert und an 
das Bundesinnenministerium überge-
ben hat, sagte mir: „Herr Wolff, ohne 
Sie würden wir hier gar nicht stehen.“ 
Es war auch eine tolle Sache, so eine 
Präsentationsmappe zu bekommen, 
von denen es nur vier Stück gibt: näm-
lich eine für Innenminister Seehofer, 

Mitte Juli wurde die erste Polizei-Briefmarke in der Geschichte der Deut-
schen Post herausgegeben. Die Idee hatte Oliver Wolff, Polizeihauptkom-
missar aus Köln. Für DEUTSCHE POLIZEI (DP) sprach Christina Bicking 
mit dem 51-Jährigen über seine Motivation und seine Leidenschaft für 
Briefmarken.

Vorstellung der Sonderbriefmarke Polizei im Bundesinnenministerium: Bettina Hagedorn 
(5.v.l.), Staatssekretärin im Bundesfinanzministerium, dankte Ideengeber Oliver Wolff 
(5.v.r.) ebenso herzlich wie Bundesinnenminister Horst Seehofer (4.v.r).               Foto: BMI
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Action mit
wasser·c·raft in Tirol

Spezial Polizeiangebote:
Raft- & Canyontour €/Person 123,– 
Unterkunft über uns buchbar.

Infos: +43 5252  6721
office@rafting-oetztal.at

www.rafting-oetztal.at

Franken bei Bamberg, 
eigene Metzgerei. Waldreiche Gegend, Lift,  

75 Betten, Menüwahl, HP 5 Tage ab 199,– e,  
Gruppenangebote anfordern. Tel. 0 95 35/2 41, 

W. Schober, 96126 Pfaffendorf 

Anzeige

eine für den schleswig-holsteinischen 
Ministerpräsidenten Grote, weil er der 
Innenministerkonferenz vorsteht, die 
dritte habe ich bekommen und die 
vierte in Abwesenheit der Designer. 
In der Mappe sind zwei Briefmarken 
mit jeweils einem Erstausgabe-Stem-
pel aus Berlin und einem aus Bonn. 
Die Präsentationsmappe wurde von 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz un-
terschrieben. 

DP: Hätten Sie sich eigentlich eine an-
dere Wertmarke gewünscht, zum Beispiel 
den viel versendeten Standard-Brief für 80 
Cent, oder sind Sie zufrieden mit dem 1,55 
Euro Großbrief? 

Wolff: Das wurde ich schon mehrfach 
gefragt, weil die Standard-Marke ja 
öfter verbreitet worden wäre. Da sind 
die Auflagen höher. Die jetzt gewählte 
Wertmarke mit 1,55 Euro ist ja der so-
genannte Großbrief. DIN A4-Format, 
bis 500 Gramm schwer, kann damit 
verschickt werden. Und das ist auch 
ein Wert, der oft verschickt wird. Wenn 
die Briefmarke aufgeklebt wird, ist es 
egal, ob sie auf einem kleinen oder 
einem großen Brief verschickt wird. 
Entscheidend ist, dass der Wert auch 
täglich angenommen wird. Immerhin 
hat die Polizei-Briefmarke eine Auflage 
von 3,4 Millionen. Das ist nicht wenig.

DP: Sie sind also zufrieden mit der 
Briefmarke?

Wolff: Ich bin sehr zufrieden, die 
Dienstelle auch. Es gab sogar Rück-
meldungen von der Bevölkerung in 
meine Dienststelle. Das fand ich total 
toll. Diese Menschen haben mich in 
meiner Intention bestärkt und finden 
das auch gut.

DP: Nachdem wir in der DP-Au-
gust-Ausgabe die Marke kurz vorgestellt 
hatten, erhielten wir einen kritischen 
Leserbrief. Der Kollege bemängelte, dass 
nur ein Schriftzug und keine Menschen 
abgebildet wurden. Die Briefmarke wür-
de daher keine wirkliche Wertschätzung 
ausdrücken. 

Wolff: Das ist natürlich eine Mei-
nung, die zu akzeptieren ist. Ich kann 
nicht erwarten, dass meine Idee per 
se auch andere gut finden. Es ist 
okay, wenn jemand sagt, das trifft ei-
gentlich nicht den Zeitgeist. Darüber 
kann man vortrefflich philosophieren. 
Das ist bisher aber die erste negative 
Rückmeldung. Ich sagte ja schon, als 
Ideengeber hast du keinen Einfluss 
darauf, wie die Motive gewählt wer-
den. Dass kein Polizist abgebildet wur-
de, ist die Freiheit des Künstlers. Die 
Konkurrenzentwürfe hatten übrigens 
auch keinen Polizisten abgebildet. Ei-
ner stellte eine ziemlich konservative 
Umrisskarte der Bundesrepublik dar. 
Das Ganze war mit einem Polizeistern 
versehen und mit Schwarz, Rot, Gold 
abgesetzt. Tja, nicht so spannend. Je-
denfalls bleibe ich dabei, das jetzige 
Motiv spiegelt den Zeitgeist sowie die 
Institution wider. Ob das ein einzelner 
Beamter auch kann? Mir ging es vor 
allem um unseren Berufsstand. Aber, 
wenn es andere Meinungen gibt, ist 
das in Ordnung. 

DP: Gar nicht so einfach, alle Polizeien 
in einem Motiv zu vereinen. 

Wolff: Wenn man auf das Marken-
bild schaut, dann stehen oberhalb und 
unterhalb von „Polizei“ Leuchtstrei-
fenelemente – diese Strichelchen, die 
Streifenwagen auch haben. Oben sind 
es neun, unten sind es neun, macht in 
der Summe 18. 16 Striche stehen für 
die Länder, noch einer jeweils für die 
Bundespolizei und das BKA. Das weiß 
man natürlich nur, wenn man sich 
intensiv mit der Materie beschäftigt. 
Da muss man halt die Details kennen.

DP: Letzte Frage: Es gibt ja auch Samm-
ler, die Briefmarken kaufen, die von Privat-
personen ausgeschnitten und gespendet 
wurden. Der Erlös geht dann an gute 
Zwecke ... 

Wolff: Ja, sogenannte Zuschlags-
marken. Da ist das Grundporto des 
Briefes zu bezahlen, und dann hängt 
da meistens noch ein Plus, zum Bei-
spiel nochmal 20 bis 50, 55 Cent – je 
nach Größe des Briefes. Das geht dann 
automatisch an die Wohlfahrt oder 
Jugendförderung und, und, und. Da 
kann man mit Briefmarken tatsächlich 
nochmal was Gutes tun. 

DP: Vielen Dank für das Interview.

Vom 25. bis 27. Oktober laden die 
Polizei-Poeten zu einer Schreibwerk-
statt im IBZ Schloss Gimborn e. V. ein. 
Polizisten sind dicht dran am Leben. 
Darum soll es in dem Workshop „Hart 
am Leben und schreiben“ gehen. Gast 
ist der Autor Manfred Theisen, mit dem 
Facetten des Schreibens ausgetestet 
werden sollen.

Die Schreibwerkstatt richtet sich an 
Interessierte mit Lust am Schreiben, ob 
Anfänger oder geübte Wortwerker. Sie 
ist praxisorientiert mit vielen Übungen 
und Austausch in der Gruppe. 

Info-Anfragen bitte telefonisch oder 
per Mail direkt beim Informations- und 
Bildungszentrum Schloss Gimborn 
Schlossstraße 10, D-51709 Marienhei-
de, Telefon: 02264 404330, E-Mail: 
info (at) ibz-gimborn.de.            Volker Uhl

DP-Autor Oliver Wolff hatte die Idee, der 
Polizei eine Briefmarke zu widmen. Der Po-
lizeihauptkommissar ist im Polizeipräsidium 
Köln Angehöriger der Direktion Gefahrenab-
wehr/Einsatz. Das GdP-Mitglied ist in der 
Polizeiinspektion 3 (Polizeiwache Weiden) 
als Dienstgruppenleiter eingesetzt. Seit sei-
ner Kindheit sammelt der 51-jährige Philate-
list leidenschaftlich gern Briefmarken.

Foto: privat

Polizei-Poeten  
treffen sich
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„Wir sind uns sicher, dass Wachstum 
und Kapitalismus mit Klimaschutz, 
globaler Gerechtigkeit und einer le-
benswerten Zukunft nicht zu verein-
baren sind, sondern im Gegenteil ein 
tiefgreifender Systemwandel dringend 
nötig ist, um eine Klimakatastrophe 
zu verhindern. Ziviler Ungehorsam ist 
dafür richtig und notwendig.“ So zu 
lesen auf der Homepage der vom Bun-
desamt für Verfassungsschutz (BfV) als 
linksextremistisch eingestuften Grup-
pierung „Interventionistische Linke“ 
(IL) Mitte November 2018. Dieses Zitat 
verdeutlicht die offensichtliche Idee 
linksextremistischer Gruppierungen, 
von der Popularität der von Thunberg 
initiierten „Fridays-for-Futur“-Bewe-
gung (FFF) profitieren zu können.

Bereits unterwandert?

Im Juni zeigten sich die nord-
rhein-westfälischen Sicherheitsbe-
hörden alarmiert: FFF könne durch 
Linksextremisten unterwandert wer-
den. So soll es konkrete Verbindun-
gen zwischen IL und FFF geben. IL 
trat in der Vergangenheit oft bei ge-
walttätigen Globalisierungs-Protesten 
in Erscheinung, so beim Hamburger 
G20-Gipfel, und wird von den Verfas-
sungsschutzbehörden beobachtet. Zu-
sätzlich sehen die Sicherheitsbehörden 
eine Verbindung zwischen FFF-De-
monstranten und der linksextremistisch 
beeinflussten Anti-Kohle-Bewegung 
„Ende Gelände“. Diese Gruppe erken-
ne „ihre Chance, unter dem Deckman-
tel des Umweltschutzes demokratische 
Demonstranten für ihre illegalen Ak-
tionsformen zu gewinnen, um diese 
damit als vermeintlich gesellschaftlich 
akzeptierte und legitime Form des Pro-
testes gegen den Klimawandel erschei-
nen zu lassen“, so die Einschätzung 
aus NRW-Sicherheitsbehörden. Das 
positive Image der Klimaschützer solle 
auf „Ende Gelände“ abstrahlen und das 
eigentliche Ziel des gesellschaftlichen 
Systemwechsels kaschieren. 

Vor dem gleichen Prinzip einer Ver-
einnahmung beziehungsweise Un-
terwanderung warnten Hamburger 
Verfassungsschützer bereits im Früh-

Der Hype um Greta und den Klimaschutz:  
Linksextremisten wollen profitieren

Von Dr. Stefan Goertz, Bundespolizei, Hochschule des Bundes

Spätestens Mitte August ist durch eine breite mediale Berichterstat-
tung ein Zusammenhang zwischen den Aktivitäten Greta Thunbergs, 
Klimaschützern und Linksextremisten sichtbar geworden. Eine öffentli-
che Debatte war entbrannt, weil die schwedische Klimaaktivistin und 
Galionsfigur der „Fridays for Future“-Bewegung bei ihrem Besuch im von 
teils militanten Kohlegegnern verteidigten Hambacher Forst ausgerech-
net von vermummten und mutmaßlich dem linksextremen Spektrum 
nahestehenden Personen herumgeführt wurde. Baden-Württembergs 
Datenschutzbeauftragter Stefan Brink hatte im Nachgang der Thun-
berg-Stippvisite im rheinischen Braunkohlerevier die Vermummung von 
Aktivisten sowie Linksextremisten verteidigt. Mehrere Innenminister 
kritisierten ihn dafür harsch. Denn: Laut Bundesversammlungsgesetz ist 
es bei öffentlichen Veranstaltungen unter freiem Himmel verboten, sich 
zu vermummen. Dies jedoch wird seit Jahren von Linksextremisten im 
Zuge von Gewalttaten – jüngst zu erleben beim sogenannten G20-Gipfel 
in Hamburg – provokant missachtet.

Grubensturm des Bündnisses „Ende Gelände“ sowie von Demonstranten der „Fridays for  
Future“-Bewegung im Tagebau Garzweiler bei Köln.                  Foto: Geisler-Fotopress/dpa
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jahr. So hatte Emily Laquer, gemäß 
dem Hamburger Verfassungsschutz 
das „Hamburger Aushängeschild der 
`Interventionistischen Linken`“, Fotos 
von sich auf einer Hamburger „Fri-
days-for-Future“-Demonstration ge-
postet. In diesem Frühjahr wollten sich 
„von der IL beeinflusste Organisatio-
nen“ laut dem Verfassungsschutz der 
Hansestadt mit einem eigenen Protest-
zug unter dem Titel „Klima-Revolution 
ins Rollen bringen“ an einer FFF-De-
monstration beteiligen.

Klare Zielsetzung

Die Verfassungsschutzbehörden 
beobachten seit Jahren, verstärkt im 
Rahmen des G20-Gipfels und den Pro-
testen gegen den Braunkohleabbau 
im Hambacher Forst seit 2012, dass 
Linksextremisten bei gesellschaftspoli-
tisch relevanten Themen wie Umwelt-
schutz Bündnisse mit Klimaschützern 
aufbauen, „um diese zu unterwan-
dern“. Nach Ansicht des Landesamtes 
für Verfassungsschutz Rheinland-Pfalz 
mischen sich seit Jahren bei den Ham-
bacher-Forst-Protesten gewaltorientier-
te Linksextremisten unter die Demons-
tranten. So seien die Begriffe Agitation 
und Propaganda für Linksextremisten 
keine Fremdworte. Verfassungsschüt-
zern zufolge betreiben Linksextre-
misten im Internet eine umfängliche, 
tendenziöse Berichterstattung über 
Veranstaltungsabläufe und -gescheh-
nisse, so würde die Szenerie am Tage-
bau regelmäßig genutzt, um gegen den 
Staat – die staatliche Ordnung – und 
seine Repräsentantinnen und Reprä-
sentanten zu agitieren.

Zu am Hambacher Forst von 
Linksextremisten in dreistelliger Zahl 
verletzten Polizeibeamten erklärte der 
BfV-Präsident Thomas Haldenwang 
in der „Welt am Sonntag“, dass „die 
Hemmschwelle von Linksextremisten 
zur Gewalt gegen Polizeibeamte immer 
niedriger“, und „dabei der Tod von 
Menschen zumindest billigend in Kauf 
genommen“ werde. Zudem kritisierte 
Haldenwang, dass „diese Gefährdung 
durch den Linksextremismus in der 
deutschen Gesellschaft leider oft nicht 
wahrgenommen“ werde.

Hintergrund Hambacher Forst

Die Besetzung dortiger Waldstücke 
dauert seit 2012 an, und seit 2015 fan-
den immer wieder gewalttätige Aktio-

nen von einem Teil der Aktivisten und 
Linksextremisten statt. Die waren mas-
siv vorgegangen, indem sie brennen-
de Barrikaden errichteten, Krähenfüße 
auslegten und mit Steinen, Fäkalien 
sowie Molotow-Cocktails auf RWE-Mit-
arbeiter und Polizeibeamte warfen. 
Auch zahlreiche Sachbeschädigun-
gen gingen auf ihr Konto, worauf der 
nordrhein-westfälische Verfassungs-
schutz die Beobachtung aufnahm und 
militante Umweltaktivisten in seinem 
Verfassungsschutzbericht 2015 für den 
erheblichen Anstieg der Straftaten im 
Phänomenbereich PMK-links (Politisch 
motivierte Kriminalität) verantwortlich 
machte. 

Ein Bericht im Herbst 2016 stellte 
neben „erheblichen Sachbeschädigun-
gen, zum Teil mit Anschlagscharakter“ 
(zum Beispiel auf Hochspannungslei-
tungen) fest, dass „dortige Waldbeset-
zer sowie die im benachbarten Wiesen-
camp lebenden Linksextremisten ihren 
Besitz- und Kontrollanspruch durch 
immer wieder erneuerte Barrikaden 
und zum Teil lebensgefährdende Ins-
tallationen im Waldgebiet deutlich ge-
macht haben“. Laut einem Beitrag der 
„Süddeutschen Zeitung“ im Oktober 
2016 kam es im Hambacher Forst auch 
zu Brandstiftungen an Kabeltrassen 
sowie zum Blockieren von Baggern und 
Laufbändern, seit 2013 seien bis dahin 
944 Strafanzeigen im Zusammenhang 
mit dem Widerstand gegen die geplan-
te Rodung erstattet worden.

Gewalteskalation

Anfang 2018 drangen Linksextremis-
ten im Tagebaugelände ein und ver-
übten dort Sachbeschädigungen. So 
wurden Stromgeneratoren unbrauch-
bar gemacht und angezündet, Kabel 
durchtrennt und Container mit Steinen 
beworfen. Im Sommer meldete die Aa-
chener Polizei weitere Übergriffe auf Po-
lizeibeamte, die zum Teil erst nach dem 
Androhen des Schusswaffengebrauchs 
eingestellt wurden. Neben Steinwür-
fen, Pyrotechnik und Zwillenbeschuss 
wurden Einsatzkräfte von Vermummten 
mit Eisenstangen bedroht. Daraufhin 
sprach der Aachener Polizeipräsident 
Dirk Weinspach im Interview mit den 
„Westfälischen Nachrichten“ von einer 
„unerträglichen Gewalteskalation“. Die 
Anzahl der Aktivisten habe sich inner-
halb weniger Wochen circa verdreifacht, 
die Besetzerszene sich stark gewandelt 
und durch angereiste linksextremisti-
sche Gewalttäter aus ganz Europa ver-
stärkt. Die hätten ein „ganz anderes 

Gewaltpotenzial“ dargestellt als das, 
was noch vor Wochen war.

Gegenüber der Presse warnte die 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) Ende 
August vor „ähnlich massiven Gewalt-
taten wie bei den Anti-AKW-Protesten 
in den 1970- und 1980-Jahren“. Damals 
hatte es vor Ort immer wieder schwer-
verletzte Einsatzkräfte gegeben. 1986 
waren bei Widerstandsaktionen gegen 
die geplante Wiederaufbereitungsan-
lage in Wackersdorf sogar zwei De-
monstranten und ein Polizist ums Leben 
gekommen. Die GdP rief vor diesem 
Hintergrund Umweltaktivisten sowie 
Politik und Wirtschaft (insbesondere die 
RWE-Vertreter) zum Dialog auf. 

Anfang September 2018 hatte RWE 
damit begonnen, Hindernisse und 
Blockaden der Aktivisten aus dem Wald 
zu entfernen. Zum Schutz der Arbeiter 
waren mehrere Hundertschaften der 
Polizei im Einsatz. Mitte September be-
warfen vermummte Linksextremisten 
im Hambacher Forst Polizeibeamte mit 
Steinen. Nach Auskunft der Aachener 
Polizei zog ein Polizeibeamter darauf-
hin seine Dienstwaffe und gab einen 
Warnschuss ab. 

Schwestern

Die Bewegung namens „Extinction 
Rebellion“ (XR) – „Aufstand gegen 
das Aussterben“, im Oktober 2018 in 
Großbritannien gegründet, organisierte 
sich seither international in verblüffend 
schnellem Tempo und ist nach eigenen 

Signalwirkung garantiert: Die schwedische 
Klimaaktivistin Greta Thunberg besetzt sym-
bolisch einen Baum im konfliktbeladenen 
Hambacher Forst. 

Foto: Mstyslav Chernov/dpa
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Anzeige

Angaben mittlerweile in über 30 Län-
dern vertreten. XR ist die Schwester 
von „Fridays for Future“, ein zweiter 
Arm der neuen globalen Umweltbewe-
gung. Allein für Deutschland listet die 
Internetseite der Organisation knapp 
drei Dutzend Ortsgruppen von Kiel bis 
Lindau auf und hat hierzulande nach 
eigener Schätzung mehrere tausend 
Unterstützer. Weltweit seien es über 
70.000 Anhänger. Erkennungszeichen 
der Gruppe ist das schwarze X-Logo auf 
grünem Grund, das an eine Sanduhr 
erinnert.

Verschärfte Mittel

XR propagiert einen Klimaschutz-Ak-
tivismus mit verschärften Mitteln. So 
wird unumwunden zu Rechtsbrüchen 

in Form massenhaften „disruptiven zi-
vilen Ungehorsams“ aufgerufen. Die 
Aufständischen wollen den Verkehr, 
das Wirtschaftsleben und die Regie-
rungsgeschäfte zum Erliegen bringen, 
um damit eine Kehrtwende in der Kli-
mapolitik herbeizuzwingen. Im No-
vember 2018 blockierten zum Beispiel 
Tausende von XR-Aktivisten einen Tag 
lang fünf Themse-Brücken in der Lon-
doner Innenstadt und sorgten damit 
für ein Verkehrschaos. In Deutschland 
besetzten XR-Aktivisten im April stun-
denlang die Berliner Oberbaumbrücke 
und im Juli die Deutzer Brücke in Köln, 
beides wichtige Nadelöhre des Groß-
stadtverkehrs. Sea-Watch-Kapitänin 
Carola Rackete trug bei ihrem ersten 
Talkshow-Auftritt ein T-Shirt mit dem 
XR-Logo. „Aufstand oder Aussterben“ 
lautet ein zentraler Slogan von XR. Zu 
den radikalen XR-Forderungen zählt, 

den Ausstoß an klimaschädlichem Koh-
lendioxid (CO2) binnen fünf Jahren auf 
null zu senken.

Linksextremisten wollen 
profitieren

Bis zum Frühjahr mobilisierte die 
von Thunberg gegründete „Fridays for 
Future“-Bewegung allein hierzulande 
in 230 deutschen Städten über 300.000 
Teilnehmer, vornehmlich Schülerin-
nen und Schüler. Der weltweite Protest 
für Klimaschutz wurde damit auch in 
Deutschland zu einer Massenbewe-
gung. Von dieser gesamtgesellschaftli-
chen Popularität wollen allerdings auch 
Linksextremisten profitieren. 

Die Chance, dass es ihnen gelingt, 
linksextreme Themen, Slogans und 
Gewalt mit Klimaschutz zu verbinden, 
ist im Augenblick erstaunlich groß. 
Im Klartext: Die laut BfV-Bericht 2018 
umfassende Gruppe von etwa 32.000 
deutsche Linksextremisten will die 
von Millionen Deutschen befürwortete 
Klimaschutzbewegung für ihr erklärtes 
Ziel, „das politische System der BRD 
bekämpfen/abschaffen“, vereinnah-
men. Die Lage wird dadurch gefähr-
licher, dass Schülerinnen und Schü-
ler wesentlich leichter beeinflussbar 
scheinen. Die zunehmenden „Fridays 
for Future“-Demonstrationen verschaf-
fen dem linksextremistischen Spek-
trum so womöglich eine historische 
Chance. 

Einsatzkräfte stoppen in der Nähe des Berliner Flughafens Tegel die Teilnehmer einer Fahr-
rad-Demonstration der Gruppierung Extinction Rebellion Berlin.        Foto: Paul Zinken/dpa
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DP-Autor Heinrich Bernhardt fasst 
ein heißes Eisen an. Demonstra-
tionen, die von Ausschreitungen 
begleiteten werden, schrecken 
Bürger immer wieder auf. Ge-
waltbereite Gruppen, darunter 
der bekannte „Schwarze Block“, 
nutzen häufig den Schutz der 
friedlichen Menge für ihre Zwecke. 
Auch kommt es Bernhardt zufolge 
dann und wann zu sogenannten 
Fehlsolidarisierungen. Dezidiert 
geht der Autor der Frage nach, 
warum es den Sicherheitsbehörden 
nicht gelingt, solche Geschehnisse 
zu verhindern oder zumindest wir-
kungsvoll einzudämmen. Der erste 
Teil des Artikels erschien in der 
September-Ausgabe DEUTSCHE 
POLIZEI (DP).

Rechtskonstruktion 
„Minusmaßnahmen“

Der Begriff „Minusmaßnahmen“ 
entstammt der juristischen Methoden-
lehre. In der einschlägigen Literatur 
kursiert er unter anderem unter den 
Stichworten „Erst-Recht-Schluss“, „a 
maiore ad minus“ und „Polizeirecht 
als Ergänzung des Versammlungs-
rechts“. Mit der „Minusmaßnahme“ 
erlaubt die Rechtsprechung den ergän-
zenden Rückgriff auf das allgemeine 
Polizeirecht für solche versammlungs-
bezogenen polizeilichen Maßnahmen, 
die ihrer Art nach eine Auflösung der 
Versammlung (Paragraf 15 Abs. 3 Ver-
sammlungsgesetz (VersG)) zuließen, 
aber unterhalb dieser Schwelle liegen 
und für die das Versammlungsgesetz 
keine ausdrückliche Befugnisnorm 
bereitstellt. Damit durch den Rück-
griff auf die Generalklausel oder Stan-
dardmaßnahmen eines Polizeigesetzes 
nicht die besonderen Rechtmäßigkeits-
anforderungen versammlungsrechtli-

cher Maßnahmen umgangen werden, 
müssen – bevor der Zugriff auf das 
Polizeirecht zulässig ist – zwingend die 
Ermächtigungsgrundlagen des Ver-
sammlungsverbots beziehungsweise 
der Auflösung erfüllt sein. 

Diese Befugnis erstmals eröffnet zu 
haben, wird dem Bundesverwaltungs-
gericht (BVerwG) 1981 zugeschrieben, 
das die Begrifflichkeit „Minusmaßnah-
me“ oder einen vergleichbaren Wort-
laut jedoch in keiner Weise verwen-
dete. Unter anderem erkannte auch 
das Oberverwaltungsgericht (OVG) 
Bremen in der beiderseitigen nicht 
einschließenden, sondern offenen Be-
gleitung eines Demonstrationszuges 
einen Grundrechtseingriff, der sei-
ne Grundlage in Paragraf 15 Abs. 2 
und 1 VersammlG (Anmerkung: in 
der Fassung von 1990) i. V. mit der in 
Paragraf 10 I Bremisches Polizeigesetz 
(BremPolG) normierten allgemeinen 
polizeilichen Generalklausel habe. 

Kritische Kommentatoren sehen 
jedoch in dieser Regelung – ob der 
grundsätzlichen Polizeifestigkeit des 
Versammlungsrechts – auch Proble-
me. Sie halten es für sinnvoller, das 
Versammlungsrecht neben den beste-
henden Ermächtigungen um entspre-
chende Befugnisnormen zu ergänzen. 

Kritischer Ansatz

Im Gegensatz zu den vorangegan-
gen Themenfeldern ist hier nicht zu 
erkennen, dass die Sicherheitsgewähr-
leistung bei Versammlungen einge-
schränkt sein würde. Das Gegenteil 
ist eher der Fall: Die Rechtsprechung 
ermöglicht der Polizei, außerhalb der 
Aufzählung der Befugnisnormen im 
VersG (Verbot, Auflösung, Auflagen) 
mit der „Minusmaßnahme“ niedrig-
schwelligere Eingriffe vorzunehmen, 
die auf das allgemeine Polizeirecht als 
Ergänzung des Versammlungsrechts 
zurückgreifen dürfen.

Trotz allem: Es würde der Klarheit 
der versammlungsrechtlichen Be-
stimmungen dienen, wenn die „Mi-
nusmaßnahmen“ durch eigenständige 
versammlungsrechtliche Eingriffsbe-
fugnisse ersetzt würden. 

Einsatz von Ordnern

Status und Rolle der Ordner bei Ver-
sammlungen schlechthin (Paragraf 9 
VersG) und mit Blick auf Versammlun-
gen unter freiem Himmel und Aufzügen 
(Paragrafen 18 und 19 VersG) sind hin-
reichend geklärt. Sie müssen volljährig 
sein, ihre Tätigkeit ausschließlich eh-
renamtlich ausführen und dürfen keine 
Waffen oder sonstige Gegenstände gem. 
Paragraf 2 Abs. 3 VersG mit sich führen. 
Ihre Kennzeichnung ist nur durch wei-
ße Armbinden, gegebenenfalls mit der 
Aufschrift „Ordner“ zulässig. 

Die Entscheidung darüber, ob Ord-
ner eingesetzt werden, liegt im Er-
messen des Leiters. Er kann sich ihrer 
bedienen, um einen friedlichen und 
störungsfreien Verlauf zu gewährleis-
ten. Das Recht, ihm per behördlicher 
Auflage nach Paragraf 15 Abs. 1 VersG 
aufzugeben, Ordner einzusetzen, ist 
aus dem Gesetz nicht zu entnehmen. 
Das OVG Rheinland Pfalz sah 2010 
dafür jedoch eine Berechtigung, wenn 
eine unmittelbare Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit droht.  

Der Leiter der Versammlung ist ver-
pflichtet, die Zahl der vorgesehenen 
Ordner der zuständigen Behörde auf 
Anforderung mitzuteilen. Er muss in 
insoweit allerdings Einschränkungen in 
Kauf nehmen (Paragraf Abs. 2 VersG). 

Versammlungsbehörde und Polizei 
haben keinen aus Paragraf 9 Abs. 2 
VersG ableitbaren Anspruch gegen-
über dem Veranstalter beziehungs-
weise Leiter darauf, Auskunft über 
die Identität sowie Persönlichkeit der 
Ordner zu erhalten.  
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Versammlungsfreiheit und  
staatliche Sicherheitsgewährleistung  
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Funktion und Rolle der Ordner

Ordner sind Hilfskräfte des Ver-
sammlungsleiters, unterstützen ihn bei 
der Wahrnehmung seiner Ordnungs-
funktion. Das gilt besonders bei großen 
Veranstaltungen, wenn der Leiter ohne 
ihre Hilfe seine Pflicht, für Ordnung 
beziehungsweise einen ordnungsge-
mäßen Ablauf zu sorgen, nicht erfüllen 
könnte. Zur Bewältigung von Störun-
gen durch Teilnehmer verfügen sie 
über keinerlei Befugnisse, abgesehen 
davon, dass solche öffentlich-rechtlich 
kaum zu statuieren wären. Sie, wie 
auch der Leiter, vermögen nur durch 
wohlgemeinte Hinweise und durch Zu-
reden auf die Teilnehmer einzuwirken.

Ob sie für die Wahrnehmung ih-
rer Aufgabe überhaupt geeignet sind, 
lässt sich mangels gesetzlicher Prüf-
berechtigung nicht feststellen. Da hilft 
auch nicht die gesetzliche Verpflich-
tung der Teilnehmer, die zur Aufrecht-
erhaltung der Ordnung getroffenen 
Anordnungen des Leiters oder der von 
ihm bestellten Ordner zu befolgen (vgl. 
Paragraf 18 Abs. 1 i. V. m. Paragraf 10, 
Paragraf 19 Abs. 2 VersG). Dass sie 
bei alledem den Schutz der Straf- und 
Bußgeldsanktionen nach Paragraf 22 
und Paragraf 29 Abs. 1 Ziff. 4 VersG 
genießen, wird gewaltintendierte Tä-
ter kaum davon abhalten, sie tätlich 
anzugreifen oder trotz Zurechtwei-
sung den Ablauf einer Versammlung 
fortgesetzt zu stören und Straftaten zu 
begehen.

Kritischer Ansatz

Gemessen an der Tätigkeit von Ord-
nern, die beispielsweise bei Großver-
anstaltungen eingesetzt werden und 
dort – zumindest soweit Hausrechtsbe-
reiche betroffen sind – Befugnisse aus 
dem Besitz- und Hausrecht der Ver-
anstaltungsstätten ableiten können, 
steht den Ordnern bei Versammlungen 
unter freiem Himmel beziehungsweise 
Aufzügen nichts dergleichen zur Seite. 
Sie sind auf ihre persönliche Ausstrah-
lung und ihr appellatives Auftreten an-
gewiesen. Ob sie überhaupt geeignet 
sind und als zuverlässig in Betracht 
kommen, kann nach der bestehenden 
Rechtslage ebenfalls nicht überprüft 
und gewährleistet werden, denn derar-
tige Erhebungen und Überprüfungen 
sind nicht erlaubt. 

Ungeachtet dessen verfügt die Ver-
sammlungsbehörde über keine gesetz-

liche Befugnis gegenüber dem Leiter, 
darauf zu drängen, die Ordner vor 
ihrem Einsatz einer angemessenen Un-
terweisung zu unterziehen. Damit soll 
nicht die Forderung erhoben werden, 
ihnen eine Ausbildungsverpflichtung 
aufzuerlegen, wie sie gegenüber ge-
werblichen Sicherheitskräften besteht 
(Paragraf 34a Grundsatz der Gewerbe-
freiheit (GewO) i.V.m. mit der Bewa-
chungsverordnung (BewachV). Somit 
fehlt es den so eingesetzten Ordnern 
insbesondere an rechtlichen Kenntnis-
sen und psycho-taktischen Handlungs-
mustern, die sie befähigen könnten, 
ihre Aufgabe besser als bisher wahr-
zunehmen.

Nach alledem vermag kein rechter 
Sinn in der versammlungsgesetzlichen 
Regelung des Ordnereinsatz gesehen 
zu werden. Ihr Tätigwerden kommt 
eher einem Placebo gleich, der keinen 
erkennbaren Gewinn für die Sicher-
heitsgewährleistung mit sich bringt.

Sicherheitspflichten – Haftung 
des Veranstalters und Leiters

Der Veranstalter ist der Ideengeber 
und Urheber für das Zustandekommen 
der Versammlung oder des Aufzu-
ges. Er ruft in der Regel durch Einla-
dung bei den potenziellen Versamm-
lungsteilnehmern erst den Willen zum 
Sicherversammeln hervor. 

Der Leiter ist der operativ Verant-
wortliche, der vor Ort die Verantwor-
tung für die Struktur und den Ablauf 
der Versammlung trägt. Er entscheidet 
unter anderem über Wortgewährung 
beziehungsweise -entzug sowie über 
die Unterbrechung, Schließung und 
Fortsetzung der Veranstaltung. 

Beide Funktionen unterscheiden 
sich im Wesentlichen darin, dass der 
eine als Initiator beziehungsweise 
Planer auftritt, während der andere 
bei der Versammlung das operative 
Zepter trägt. Zu einer Verschmelzung 
der Aufgaben kommt es, wenn sich der 
Veranstalter nicht nur auf den Anstoß 
und die Planung der Versammlung be-
schränkt, sondern danach auch deren 
Leitung übernimmt. 

Aufgaben und Pflichten 
unter dem Aspekt der 

Sicherheitsgewährleistung

Die Aufgaben und Pflichten dieser 
Funktionsträger sind – nicht gerade 
übersichtlich und kohärent – im VersG 

aufgeführt. Unter dem Aspekt der Si-
cherheitsgewährleistung ist vor allem 
die Frage von Bedeutung, welche we-
sentlichen Pflichten dem Leiter oblie-
gen. Dabei bietet es sich an, zwischen 
indirekten und direkten Pflichten zu 
unterscheiden:

Als indirekte Pflichten sind jene 
zu qualifizieren, die durch das VersG 
selbst oder durch die Rechtsprechung 
nur eine mittelbare Aufgabenüber-
tragung beziehungsweise Wirkung 
entfalten. Dazu gehören insbesondere 
das „Kooperationsgebot“, wie vom 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
ausgeführt, die Straf- und Bußgeldan-
drohungen des VersG (Paragrafen 24, 
25, 26; 29 Abs. 1, Ziff. 7), die strafrecht-
liche Garantenstellung (Paragraf 13 
Strafgesetzbuch (StGB)), die Verkehr-
spflicht (Paragraf 823 ff. Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB)). 

Als direkte Pflichten kommen die 
Vorgaben in Betracht, die unmittelbar 
aus dem VersG hervorgehen und dem 
Veranstalter/Leiter gebieten, sie zu 
befolgen. Dazu gehören insbesonde-
re die Maßgaben für den geordneten 
Ablauf und die Ordnung während der 
Versammlung zu sorgen (Paragrafen 
8, 18 Abs. 1 und 19 Abs. 1 VersG) 
und einen Aufzug zu beenden, wenn 
die Ordnung nicht mehr gewährleis-
tet werden kann (Paragraf 19 Abs. 3 
VersG).

Kritische Bewertung der 
Wirksamkeit ausgewählter 
Pflichten des Veranstalters  

und Leiters

Das Kooperationsgebot als indirekte 
„Verpflichtung“ ist hinreichend be-
leuchtet worden. Vom BVerfG zwar 
gut gemeint, erreicht es in sicherheits-
mäßiger Hinsicht jedoch gegenüber 
jenen Veranstaltern und Leitern nicht 
die gewünschte Wirkung, die nicht 
bereit sind, ihre Erkenntnisse über die 
bevorstehende Versammlung oder den 
Aufzug wahrheitsgemäß zu bekunden, 
dieses nur vorgaukeln oder während 
der Versammlung ihr Zusammenwir-
ken mit der Polizei zur Gewährleis-
tung der Sicherheit ganz oder teilweise 
verweigern. Insofern ist es nicht ganz 
von der Hand zu weisen, wenn man 
diesem „Gebot“ die erwartete Wirk-
kraft abspricht.

Es fehlt dem Versammlungsrecht – 
wie bereits angeführt – an enumerativ 
aufgeführten Verpflichtungen, die den 
Kooperationsbeteiligten, zu allererst 
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dem Veranstalter, auferlegen, was sie, 
in welchem Umfang und in welcher 
Tiefe bei einem Kooperationsgespräch 
darzulegen haben. Dass dabei hohe 
Hürden zu überwinden sind, ergibt 
sich aus der BVerfG-Entscheidung von 
2009 zum Bayerischen Versammlungs-
gesetz (BayVersG). Es untersagte dem 
bayerischen Gesetzgeber, im dortigen 
Versammlungsgesetz straf- und buß-
geldrechtliche Sanktionsandrohungen 
einzubringen. 

Die zivilrechtliche Haftung richtet 
sich an der Verkehrssicherungspflicht 
(mittlerweile auch Verkehrspflicht ge-
nannt – Paragraf 823 Abs. 1 und 2 BGB) 
aus. Sie verpflichtet den, der eine Ge-
fahrenquelle schafft oder unterhält, die 
notwendigen und zumutbaren Vorkeh-
rungen zu treffen, um Schäden anderer 
zu verhindern. Diese Pflicht schließt 
sowohl positives Tun als auch pflicht-
widriges Unterlassen ein, aus denen 
entsprechende Schäden folgen, und 
verlangt vom Organisationsverantwort-
lichen einer Großveranstaltung, auch 
mit typischen gefährdungsspezifischen 
der Teilnehmer zu rechnen. 

Auch wenn danach gegenüber dem 
Versammlungsleiter Ersatzansprü-
che nicht ausgeschlossen werden, so 
fristet diese in der Anwendung des 
Versammlungsrechts doch ein Schat-
tendasein. Als Indiz dafür steht die 
geringe einschlägige versammlungs-
rechtlich relevante Rechtsprechung, 
die sich aus dem nachstehenden Ex-
kurs ergibt. Mitnichten erlangt die 
Verkehrspflicht damit den Stellenwert, 
wie sie allgemein den Organisations-
verantwortlichen von Großveranstal-
tungen auferlegt ist. Das mag daran 
liegen, dass sich die Geschädigten 
versammlungsbezogener Ausschrei-
tung scheuen, in solchen Fällen den 
Klageweg zu beschreiten und staatli-
che Ansprüche gegen den Veranstalter 
beziehungsweise Leiter zumeist we-
gen fehlender Passivlegitimation der 
Behörden ausgeschlossen sind.

Exkurs: Ausgewählte versamm-
lungsrechtlich relevante Rechtspre-
chung zur Verkehrspflicht:

(1) 1972 verurteilte der Bundesge-
richtshof (BGH) den Initiator und 
Leiter einer öffentlichen Versamm-
lung wegen einer rechtswidri-
gen Auslieferungs-Blockade der 
„Bild“-Zeitung nach Paragraf 823 
BGB zum Schadenersatz. Dabei 
schloss er sich nicht der verein-
zelten Auffassung an, das durch 
Art. 5 und 8 Grundgesetz (GG) ge-
währleistete Demonstrationsrecht 
rechtfertige unter gewissen Vor-

aussetzungen auch die begrenzte 
Anwendung von Gewalt. Art. 8 
Abs. 1 GG gewährleiste nur das 
Recht zur friedlichen Versamm-
lung. Die Versammlungsfreiheit 
„schütze nur … den Vorgang der 
kollektiven Meinungskundgabe“. 

(2) Mit dieser Auffassung widersprach 
der BGH nicht seiner Entscheidung 
von 1984, die die Teilnehmer einer 
gewaltsam verlaufenen Großde-
monstration gegen ein Kernkraft-
werk betraf. Deren Verabredung, 
im Rahmen einer Großdemonst-
ration ein Kernkraftwerksgelände 
zu besetzen und sich notfalls auch 
gewaltsam gegen zum Schutz des 
Geländes oder zur Auflösung der 
Demonstration eingesetzte Poli-
zeibeamte durchzusetzen, reiche 
noch nicht für die Annahme eines 
haftungsbegründenden gemeinsa-
men Tatentschlusses nach Paragraf 
830 Abs. 1 BGB aus, der für alle 
im Verlauf der Großdemonstration 
von Mitdemonstranten verübten 
Körperverletzungen oder Sachbe-
schädigungen gelte. 

(3) Die zweitägige Blockade des Ein-
satzes von Baumaschinen dagegen, 
die bestimmten Teilnehmern zur 
Last gelegt wurde, sah der BGH 
nicht durch die Versammlungsfrei-
heit gedeckt und erkannte darin 
eine rechtswidrige und schuldhaf-
te Rechtgutverletzung im Sinne 
von Paragraf 823 Abs. 1 BGB. „Der 
Rahmen der verfassungsrechtlich 
geschützten Versammlungsfrei-
heit werde dort verlassen, wo 
nicht mehr … die Artikulierung 
der gegensätzlichen Standpunkte 
im Meinungskampf stattfinde, … 
„sondern, wo die Aktionen darauf 
angelegt sind, dass durch zielge-
richtete Ausübung von Zwang Drit-
te in rechtlich erheblicher Weise 
darin behindert werden sollen.“ Da 
der Sachverhalt jedoch noch nicht 
ausreichend feststand, verwies das 
Gericht die Klage zur weiteren Auf-
klärung zurück an die Vorinstanz.

(4) Schließt man sich dem Wissen-
schaftlichen Dienst des Bundes-
tages an, so ist festzuhalten, dass 
bei alledem Grundrechtswertun-
gen auf die Auslegung der ge-
samtschuldnerischen Haftung nach 
Paragraf 830 Abs. 1 S. 2 BGB aus-
strahlen. Daraus folge jedoch, dass 
die Teilnahme an einer (Groß-) 
Demonstration nicht zu unwägba-
ren Haftungsrisiken führen dürfe. 
Daher sei einem nicht gewalttäti-
gen Demonstranten das gewalttä-
tige Verhalten anderer Teilnehmer 

nicht zuzurechnen, auch wenn der 
nicht gewalttätige Demonstrant mit 
solchen Aktionen rechnete und 
wusste, dass allein seine Anwesen-
heit den Randalierern Schutz und 
Förderung durch die Anonymität 
der Masse geben konnte. Die Aus-
wirkung einer solchen Auffassung 
auf den Leiter einer Versammlung 
kann man sich ausmalen.

Strafrechtliche 
Garantenstellung des Leiters

Die strafrechtliche Garantenstel-
lung bestimmt sich nach Paragraf 13 
StGB. Danach wird derjenige zur Ver-
antwortung gezogen, der es – entge-
gen einer bestehenden Rechtspflicht 
– unterlässt, die erforderlichen und 
zumutbaren Maßnahmen zu treffen, 
um einen Schaden insbesondere an 
Leben, Leib und Eigentum abzuwen-
den. Aus Paragraf 8 Satz 2 VersG, 
der dem Leiter einer Versammlung 
auferlegt, während der Versammlung 
für Ordnung zu sorgen, ergibt sich 
also eine Rechtspflicht zur Gefah-
renabwehr. Daraus folgt: „Duldet er 
beispielsweise bewaffnete Teilneh-
mer, obwohl er damit rechnet, dass sie 
Waffen gebrauchen, so kann er auch 
eine Körperverletzung in Form eines 
Unterlassungsdelikts begehen.“ 

Der Initiator einer gewalttätig ver-
laufenen Demonstration, die ein Red-
ner durch eine leidenschaftliche An-
sprache initiiert hatte, ohne zur Gewalt 
aufgerufen und an der Versammlung 
teilgenommen zu haben, könne dem 
Betreffenden strafrechtlich nicht zu-
gerechnet werden. Das BVerfG stell-
te fest: Zwar mag es sein, dass die 
Suggestivkraft seiner Ansprache die 
Tathandlungen der Demonstranten 
gefördert habe. Im Lichte der betrof-
fenen Grundrechte genüge jedoch die 
Feststellung nicht, „dass die Äußerun-
gen für die Gewalttaten ursächlich 
gewesen seien. Ansonsten würde dem 
sich Äußernden im Ergebnis eine Ga-
rantenstellung für das von seiner Rede 
zwar verursachte, darin aber gerade 
abgelehnte Verhalten seiner Zuhörer 
auferlegt. Ein solches Ergebnis ist mit 
der Meinungsfreiheit unvereinbar.“ 

Sicherheitsobliegenheiten des 
Leiters nach dem VersG

Die bedeutendste, direkt wirkende 
Obliegenheit des Leiters ist die, wäh-
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rend der Versammlung für Ordnung 
zu sorgen (Paragraf 18 Abs. 1 i.V.m. 8 
Satz 2 und Paragraf 19 (dem leider der 
Transformationsverweis auf Paragraf 8 
fehlt). „Als Wahrer der Sicherheit hat 
er die Teilnehmer gegen Gefahren 
aus der Versammlung und die Öf-
fentlichkeit gegen Gefahren aus der 
Versammlung heraus zu schützen.“ 
Der Leiter und seine Ordner dürfen 
Gewalttätigkeiten von Teilnehmern 
nicht reaktionslos hinnehmen, ge-
schweige denn diese sogar billigen; 
gegebenenfalls müssen sie die Hilfe 
der Polizei anfordern. Die Störung der 
öffentlichen Sicherheit, die von den 
Teilnehmern der Versammlung aus-
geht, ist auf jeden Fall als Ordnungs-
störung einzustufen. 

KAPITEL III

Ein kritischer Blick auf die 
Landesversammlungsgesetze 

Mit der Föderalismusreform von 2006 
wurde die konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz, die der Bund bis da-
hin zulasten der Länder weidlich nutz-
te, deutlich reduziert. Die Zuständigkeit 
für das Versammlungsrecht (ehedem 
in Art. 74 Abs. 1, Ziff. 3 GG geregelt) 
gelangte in Hände der Länder. Das bis-
herige Versammlungsgesetz (VersG) 
mutierte begrifflich zum Bundesver-
sammlungsgesetz (BVersG). Dies gilt 
solange fort, bis es durch Landesver-
sammlungsgesetze ersetzt worden ist 
(Art. 125 Abs. 1 GG). Bisher haben 
davon Bayern (BayVersG), teilwei-
se Berlin (Versammlungsgesetz Bln), 
Niedersachsen (Nds.VersG), Sachsen 
(SächsVersG), Sachsen-Anhalt (Ver-
sammlG LSA) und Schleswig-Holstein 
(VersFG SH) Gebrauch gemacht. 

Es mag sein, dass die Neuordnung 
der Gesetzgebungskompetenzen dazu 
diente, das Gesetzgebungsverfahren zu 
beschleunigen und transparenter zu ge-
stalten, um unter anderem die Zahl der 
zustimmungspflichtigen Gesetze von 
damals rund 60 Prozent auf etwa 35 bis 
40 Prozent zu senken. Für den Bereich 
des Versammlungsrechts wird dies je-
doch höchst kritisch gesehen. Leider 
findet sich dazu in der entsprechenden 
Bundestagsdrucksache keinerlei nach-
vollziehbare Begründung. Bleibt nur 
zu hoffen, dass dieser Änderung kein 
politisch motiviertes „Kompensations-
geschäft“ zwischen Bund und Ländern 
zugrunde lag, das dem Motto „manus 
manum lavat“ zuzuordnen wäre.

Gesetzgebungsbefugnis der 
Länder – ein kritischer Streifzug

Es war und ist ein Irrweg der Fö-
deralismusreform, die Gesetzgebungs-
befugnis zur Regelung des Versamm-
lungsrechts dem Bund wegzunehmen 
und den Ländern zu übertragen. Dar-
aus ergeben sich, wie der Arbeitskreis 
Versammlungsrecht 2010 zu Recht fest-
stellte, nicht nur „eine uneinheitliche, 
fragmentierte und wenig übersichtliche 
Rechtslage, die sowohl für die Veran-
stalter besonders überregionaler Ver-
sammlungen als auch für die Polizei, die 
bei größeren Versammlungen häufig 
auf die Unterstützung von auswärtigen 
Kräften angewiesen ist“, sondern auch 
„erhebliche Rechtsunsicherheiten und 
Schwierigkeiten“. Abgesehen davon, 
dass sich die Landesversammlungs-
gesetze ohnehin an der bisherigen 
Rechtsprechung zum VersG ausrichten 
müssen, sind die Polizeien bei länder-
übergreifenden Einsätzen augenblick-
lich immer wieder von neuem darauf 
angewiesen, sich in das jeweils anzu-
wendende Landesrecht einzuarbeiten.

Offenbar hatte man aus den seit den 
1970er-Jahren andauernden Bemü-
hungen um die Harmonisierung der 
Polizeigesetze nichts gelernt. Zwar 
sind dort mittlerweile etliche Rege-
lungen angeglichen worden, doch bei 
genauer Betrachtung unterscheiden 
sie sich nach Struktur und Inhalten 
nach wie vor. Es deutet sich auch nicht 
an, dass die erneute Initiative des Jah-
res 2018 von Erfolg gekrönt sein wird. 

Nachdem den Ländern schon die 
Möglichkeit eröffnet worden war, ei-
gene Versammlungsgesetze zu erlas-
sen, hätte man eigentlich erwartet, 
dass sie die eingeräumte Gesetzes-
befugnis dazu nutzen würden, nach 
Struktur und Inhalten etwas grundle-
gend „Neues“ zu schaffen. Doch nichts 
davon geschah. Außer der Ergänzung 
ihrer Gesetze durch das Anführen be-
stimmter Termini wie zur „Versamm-
lung“ und zum „Veranstalter“ sowie 
teilweise durch die Umgliederung und 
Neuordnung der Kapitel sowie verein-
zelt durch das Anfügen von Zuständig-
keitsregelungen tat sich nichts Subs-
tanzielles. Nach wie vor orientieren 
sich die Landesversammlungsgesetze 
am Bundesversammlungsgesetz und 
– wie nicht anders zu erwarten – an 
der dazu ergangenen Rechtsprechung 
und Kommentierung. Vergeblich sucht 
man nach Ideen und Lösungen zu den 
Themen, die das vorherige Kapitel 
anspricht: 

Das Kooperationsgebot oder besser 
gesagt das Angebot an den Veran-
stalter, ein Kooperationsgespräch mit 
den zuständigen Behörden zu füh-
ren, findet sich in: Art. 14 BayVersG 
(Zusammenarbeit), Paragraf 6 Nds. 
VersG (Anzeige), Paragraf 12 Abs. 3 
VersammlG LSA (Anmeldepflicht), 
Paragraf 14 Abs. 5 SächsVersG (An-
zeigepflicht), Paragraf 3 Abs. 3 und 4 
VersFG SH (Schutzaufgabe und Ko-
operation). Modifizierende Verpflich-
tungen fehlen.

Zur Gefahrenprognose wird nichts 
Näheres ausgeführt. Offensichtlich ge-
nügen den Gesetzgebern die Grund-
lagen, die die Rechtsprechung und 
Kommentierung zum Verbot und zur 
Auflösung beziehungsweise Erteilung 
von Auflagen konstatierten.

Die Vorfeld- und sonstigen beglei-
tenden Maßnahmen der Polizei, die 
im vorherigen Kapitel, insbesonde-
re unter Vorkontrollen und zur um-
schließenden Begleitung angespro-
chen worden sind, laufen weiter unter 
der Rechtskonstruktion „Minusmaß-
nahmen“. Gerade hier hätte es sich 
angeboten, diesen „Überhangbefug-
nissen“ – die im Versammlungsrecht 
keine unmittelbare Grundlage finden 
– einen eigenen Abschnitt zu widmen. 
Bedauerlicher Weise wurde es auch 
versäumt, Bestimmungen beziehungs-
weise Querverweise aufzunehmen, die 
die Sicherheitspflichten und die daraus 
resultierenden Verantwortlichkeiten 
und Haftungen betreffen. 

Für all dies hätte es wahrlich we-
der einer Grundgesetzänderung noch 
des Aufwandes der Bundesländer zur 
Schaffung eigener Landesversamm-
lungsgesetze bedurft. Die Modifizie-
rung des VersG entsprechend dem 
Musterentwurf eines Versammlungs-
gesetzes (MEVersG) hätte ausgereicht. 
Deshalb ist Brenneisen und Preetz aus-
drücklich beizupflichten, wenn sie von 
einem „Flickenteppich“ sprechen, der 
nicht von wünschenswerten Harmo-
nisierungsbestrebungen geprägt ist. 

KAPITEL IV

Fazit und Empfehlungen

Vor dem Hintergrund der kritischen 
Ansätze dieses Aufsatzes erscheint es 
geboten, das Versammlungsrecht ins-
gesamt zu novellieren. Dabei sollte der 
staatlichen Sicherheitsgewährleistung 
ein ausgewogeneres Verhältnis zur 
Versammlungsfreiheit eingeräumt wer-
den, als es bis dato existiert. Es ist nicht 
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hinnehmbar, diesem Recht weiterhin 
die Überhöhung zuzubilligen, die ihr 
in den letzten 30 Jahren insbesondere 
durch die Rechtsprechung zuerkannt 
worden ist. Ebenso wird es erforderlich, 
das Versammlungsrecht wieder bun-
desweit zu vereinheitlichen. Dass bei 
allem die verfassungsrechtliche Sub-
stanz der Versammlungsfreiheit nicht 
auf der Strecke bleiben darf, versteht 
sich von selbst.

Wissend darum, dass die nachste-
henden Empfehlungen nicht überall 
auf Gegenliebe treffen werden, setzt 
der Autor dennoch darauf, dass seine 
Überlegungen nicht auf taube Ohren 
stoßen und zumindest einer vorurteils-
freien Prüfung unterzogen werden. 
Adressaten dafür sind zuerst die po-
litisch Verantwortlichen – unterstützt 
durch ihre Fachberater.

Harmonisierung des 
Versammlungsrechts

Die Regelungen des Versammlungs-
rechts wieder in eine bundeseinheit-
liche Zuständigkeit zu überführen, 
würde vor allem der Klarheit und 
Anwenderfreundlichkeit bei länder-
übergreifenden Einsätzen der Polizei 
dienen. Als Grundlage dafür steht der 
„Muster-Entwurf Versammlungsge-
setz“ vom Juli 2010, der allerdings 
in einigen Passagen – siehe nachste-
hend – ergänzungsbedürftig ist. Für 
die Harmonisierung bieten sich zwei 
Lösungsmöglichkeiten an:

Alternative 1: Rückführung der Ge-
setzgebungszuständigkeit für das 
Versammlungsrecht in die konkur-
rierende Gesetzgebungskompetenz 
(Art. 74 GG) und deren Nutzung durch 
den Bund,
Alternative 2: Für den Fall, dass die 
Alternative 1 nicht realisiert werden 
kann, verbindliche Verständigung der 
Bundesländer darüber, ihre Landesver-
sammlungsgesetze nach Struktur und 
Inhalten zu vereinheitlichen und sich 
dabei am „Muster-Entwurf Versamm-
lungsgesetz“ von 2010 zu orientieren.

Aufhebung der Dysbalance 
zwischen Versammlungsfreiheit 

und Aufgabe der 
Sicherheitsgewährleistung

Selbstverständlich muss die vom 
BVerfG postulierte „Kooperation“ 

zwischen den zuständigen Behör-
den und dem Veranstalter einer 
Versammlung unangetastet bleiben. 
Unter Sicherheitsüberlegungen ist 
es jedoch inakzeptabel, dem Veran-
stalter beziehungsweise Leiter weiter 
jegliches unkooperative Auftreten 
zu gestatten, das ihm die Rechtspre-
chung bisher einräumt. Veranstalter 
und Leiter – soweit keine Persona-
lunion besteht – sollten de lege fe-
renda verpflichtet werden, an einem 
Kooperationsgespräch teilzunehmen 
und dort sicherheitsbezogene – näher 
deklarierte – Angaben zu machen. 
Ohne solche Gebote verfehlt die gut-
gemeinte „Kooperation“ zwischen 
den Beteiligten ihren Zweck, stellt 
jegliche auf Zusammenarbeit aus-
gelegte Sicherheitsbemühungen ins 
Abseits und trägt in keiner Weise 
zur „Waffengleichheit“ zwischen den 
Kooperationspartnern bei. 

Unter dieser Maßgabe wird emp-
fohlen, die geforderte Kooperation in 
einem eigenständigen Paragraphen 
wie folgt zu spezifizieren:

• Einfügung einer Definition des Koope-
rationsgebotes unter anderem mit 
der Verpflichtung des Veranstalters 
beziehungsweise Leiters, 

 –  vor Durchführung der Versamm-
lung an dem von der zuständigen 
Behörde festgesetzten Gespräch 
teilzunehmen und 

 –  während der Durchführung der 
Veranstaltung mit der Polizei zu 
kooperieren.

• Inhaltlich sollte das Kooperationsge-
spräch wie folgt ausgestaltet wer-
den:

 –  Benennung der verpflichteten Ad-
ressaten (Behördenvertreter; Ver-
anstalter beziehungsweise Leiter),

 –  Verpflichtungen der Adressaten, 
vorgegebene Mindestangaben zu 
machen; dazu Erstellung eines ent-
sprechend verbindlichen Katalogs, 
der dem Versammlungsgesetz als 
Anlage beigefügt wird,

 –  Festlegung von Sanktionen ge-
genüber den nichtbehördlichen 
Teilnehmern für den Fall, dass sie 
der Einladung zum Kooperations-
gespräch nicht folgen und dort die 
in der Anlage näher bezeichneten 
Angaben verweigern. 

Anmerkung: Dabei ist nicht zwingend 
an eine bußgeldrechtliche Ahndung 
gedacht. Es dürfte gesetzestechnisch 
– soweit möglich – genügen, einen de-
klaratorischen Hinweis aufzunehmen, 
aus dem entnommen werden kann, 

dass die aufgeführten Kooperations-
pflichten gegebenenfalls als Verwal-
tungsakt mit verwaltungsrechtlichen 
Zwangsmaßnahmen durchgesetzt 
werden können.

Modifizierung der 
rechtlichen Grundlage für die 

Gefahrenprognose 

Die Gefahrenprognose setzt vor al-
lem auf das Kooperationsgespräch auf. 
Sie ist die Grundlage für die Frage, ob 
überhaupt und wenn ja eine Versamm-
lung beziehungsweise ein Aufzug ver-
boten, mit Auflagen versehen oder 
aufgelöst werden dürfen (Paragraf 15 
Abs. 1 bis 3 VersG). Dass nach der 
Rechtsprechung dafür grundsätzlich 
nur tatsachengestützte Umstände er-
laubt sind, ist nur schwer zu ertragen. 
Der staatlichen Sicherheitsgewährleis-
tung werden damit zu hohe Hürden 
gesetzt. 

Was fehlt, ist – ähnlich wie zum 
Kooperationsgedanke ausgeführt – 
eine legislatorische Ergänzung des 
Versammlungsrechts. Danach sollte 
die Gefahrenprognose für ein Ver-
sammlungsverbot nicht nur auf tat-
sachengestützte Umstände gestützt, 
sondern – wie vom BVerfG und unter 
anderem vom OVG Weimar anerkannt 
– auch aus vergleichbaren früheren 
Versammlungen abgeleitet werden 
dürfen. Unter dem Aspekt sollten die 
bisherigen Verbotsgründe, die sich so 
auch in den Länderversammlungsge-
setzen finden, wie nachstehend kursiv 
ausgeführt, modifiziert werden.

Denkbare Fassung des neuen 
Paragraf 15 Abs. 1 VersG 

Die zuständige Behörde kann die 
Versammlung oder den Aufzug ver-
bieten oder von bestimmten Auflagen 
abhängig machen, wenn nach den zur 
Zeit des Erlasses der Verfügung er-
kennbaren Umständen die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung bei Durchfüh-
rung der Versammlung oder des Auf-
zuges unmittelbar gefährdet ist. „Eine 
unmittelbare Gefährdung kann auch 
angenommen werden, wenn sich dafür 
hinreichende Indizien aus früheren 
vergleichbaren Versammlungen oder 
Aufzügen ergeben, die Ähnlichkeiten 
aus dem Motto, Ort oder Datum so-
wie aufgrund der Teilnehmer und des 
Organisatorenkreises aufweisen und 
nachvollziehbar sind.“
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Rechtskonstruktion 
„Minusmaßnahmen“ – im 

Kontext zu den „Vorkontrollen“ 
und zur „umschließenden 

Begleitung eines Aufzuges“

Dieses Konstrukt, das sich aus der 
Rechtsprechung und Kommentierung 
insbesondere zu den „Vorkontrollen“ 
und der „polizeilichen Begleitung“ 
von Aufzügen ergibt, erschließt sich 
nur ausgewiesenen Fachkennern. Es 
würde der Rechtsklarheit und Nach-
vollziehbarkeit dienen, den Begriff 
„Minusmaßnahme“ aufzugeben und 
inhaltlich durch eine eigenständige 
Bestimmung im Versammlungsgesetz 
näher zu ersetzen. Diese könnte bei-
spielsweise lauten:

Erweiterte Befugnisse  
der Polizei 

Über die Befugnisse hinaus, die das 
Versammlungsgesetz der Polizei bereits 
unmittelbar zuweist, ist es ihr unter den 
Voraussetzungen der Auflösung einer 
Versammlung beziehungsweise eines 
Aufzuges auch erlaubt, Maßnahmen 
mit geringerer Eingriffstiefe zu ergrei-
fen und dazu ergänzend auf das jeweils 
geltende Polizeirecht zurückzugreifen. 
Zu dieser Befugnis gehören insbeson-
dere die Maßnahmen der „Vorkontrol-
len“ und der „umschließenden Beglei-
tung eines Aufzuges“.

Alternativ bietet es sich an, die Er-
mächtigung zur Durchführung von 
„Vorkontrollen“, zur „umschließenden 
Begleitung“ oder ähnliche Regelungen 
in einer eigenständigen Befugnisvor-
schrift aufzunehmen. Die Bestimmung 
des Paragraf 12a VersG, die nicht in 
der Erstfassung des Versammlungs-
gesetzes enthalten war, zeigt den ein-
schlagbaren Weg auf.

Ergänzung des Ausschlusses 
von Versammlungsteilnehmern 

(„Kesselproblematik“) 

Um dem streitigen Diskurs über 
die rechtliche Auslegung und Quali-
fizierung des Ausschlusses größerer 
Gruppen von Versammlungsteilneh-
mern durch eine „einschließende Ab-
sperrung“ (oder auch „Einkesselung“ 
genannt) endlich ein Ende zu setzen 
und für Klarheit zu sorgen, sollten die 

Bestimmungen der bisherigen Para-
graf 18 Abs. 3 und 19 Abs. 4 VersG neu 
gefasst werden; dies bedeutet:

• Aufhebung der bisherigen Rege-
lung: „Die Polizei kann Teilnehmer, 
welche die Ordnung gröblich stö-
ren, von der Versammlung ausschlie-
ßen.“

• Ersatz durch folgende Bestimmung: 
„Die Polizei kann Teilnehmer von 
der Versammlung oder dem Aufzug 
ausschließen, wenn sie

 –  deren innere Ordnung gröblich 
stören oder 

 –  sie dafür nutzen, aus ihnen heraus 
schwerwiegende sicherheitsgefähr-
dende Störungen zu begehen.“

• Einfügung einer Ergänzung: „Die 
Befugnisse der Polizei, gegen Teil-
nehmer nach Maßgabe der Straf-
prozessordnung und des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten einzu-
schreiten und diese auszuschließen, 
bleiben unberührt.“

Neuordnung des 
Ordnereinsatzes

Sinn, Zweck und Wirkkraft des Ord-
nereinsatzes sind nur zu erreichen, 
wenn

• die Versammlungsbehörde die Be-
fugnis erhält, unter bestimmten 
Voraussetzungen dem Veranstalter 
beziehungsweise Leiter bestimmte 
Verpflichtungen aufzuerlegen und

• die Rolle der Ordner im Rahmen des 
rechtlich Möglichen gestärkt wird.

Für die Festsetzung solcher Ver-
pflichtungen dürfen nicht ausschließ-
lich die engen Voraussetzungen des 
bisherigen Paragraf 15 Abs. 1 VersG 
gelten. Vielmehr sollte eine begrün-
dete Prognose mit der Feststellung 
ausreichen, dass die Versammlung 
beziehungsweise der Aufzug mit ho-
her Wahrscheinlichkeit von schweren 
Gefahren bedroht ist. Die Befugnis 
müsste ebenfalls das Recht der Ver-
sammlungsbehörde umfassen, dem 
Veranstalter/Leiter folgende Pflichten 
aufzuerlegen:

• eine vorgegebene Anzahl von Ord-
nern einzusetzen,

• die grundsätzliche Struktur des Ord-
nereinsatzes und der zu gewährleis-
tenden Kommunikation intern und 
extern mit der Polizei an behördli-
chen Vorgaben auszurichten und 
dafür einen Nachweis zu erbringen,

• ausgewählte Führungskräfte der 
Ordner zu benennen und diese für 
eine vorangehende – zeitlich zu de-
finierende – behördliche Unterwei-
sung zur Verfügung zu stellen. 

Anmerkung: In dieser Unterweisung 
sollten die Teilnehmer insbesondere 
über die zu erwartenden Probleme 
während der Versammlung und Sze-
narien bezogen über das angemessene 
Auftreten beim Eintritt von Ordnungs- 
und Sicherheitsstörungen unterwiesen 
werden.

Wirksamkeit ausgewählter 
Pflichten/Haftungen des 
Veranstalters und Leiters 

Dass sich solche Pflichten und Haf-
tungsregelungen nicht hinreichend auf 
das sicherheitsgebotene Verhalten des 
Veranstalters und Leiters öffentlicher 
Versammlungen unter freiem Himmel 
auswirken, wurde hinreichend belegt. 
Um entsprechende Fortschritte zu er-
reichen, erscheint es erwägenswert, die 
im Versammlungsgesetz aufgeführten 
Pflichten deutlicher zu schärfen, um 
damit eine eingehendere Beachtung 
der Verkehrssicherungspflicht und 
strafrechtlichen Garantenstellung zu 
erzielen. Das gilt – unter Zugrundele-
gung des bisherigen VersG – insbeson-
dere für folgende Bestimmungen (die 
ergänzenden Vorschläge sind kursiv 
ausgeführt):

• Zu Paragraf 8: Der Leiter bestimmt 
den Ablauf der Versammlung. Er 
hat während der Versammlung 
für Ordnung „und im Rahmen des 
Möglichen aktiv dafür zu sorgen, 
dass von den Teilnehmern keine 
Sicherheitsstörungen beziehungs-
weise schwerwiegende Straftaten 
ausgehen.“

• Zu Paragraf 11 Abs. 1: Darin er-
scheint folgende Ergänzung not-
wendig: „Der Leiter ist verpflichtet 
Teilnehmer, welche die Ordnung 
gröblich stören, schwerwiegende 
Sicherheitsstörungen hervorrufen 
oder Straftaten begehen, von der 
Versammlung auszuschließen.“

• Zu Paragraf 17a: Ergänzend sollte 
der Leiter verpflichtet werden, aktiv 
dafür zu sorgen, dass die Verbote 
über die Bewaffnung, Schutzbewaff-
nung und Vermummung von den 
Teilnehmern beachtet werden. Für 
den Fall der Nichtbeachtung sei-
ner Forderungen an die Versamm-
lungsteilnehmer sollte er befugt 
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werden, diese zum Verlassen der 
Versammlung beziehungsweise des 
Aufzuges auffordern zu dürfen.

• Zu Paragraf 18 und 19: Die Regelung 
des Paragraf 8 sollte als Bezugsvor-
schrift eingefügt werden.

• Zu Paragraf 18 und Paragraf 19 Abs. 
3: Hier sollte die Verpflichtung zur 
Beendigung der Versammlung aus-
drücklich aufgenommen und durch 
eine buß- oder strafrechtliche 
Sanktionsvorschrift er-
gänzt werden.

• Sonstige zusätzlich 
erforderliche Bestim-
mungen:

 –  Verpflichtung zur 
Nutzung einer ge-
änderten Aufzugs-
strecke: Für den 
Fall, dass es der 
Polizei aufgrund 
schwerwiegender 
Störungen auf der 
Aufzugsstrecke 
nicht mehr möglich 
ist, deren geplante 
Nutzung zu gewährleisten, 
sollte der Leiter durch polizei-
liche Weisung verpflichtet 
werden dürfen, eine 
Alternativstrecke zu 
nutzen. Dies kommt 
beispielsweise bei einer 
„einschließenden Absper-
rung“ gewalttätiger Gruppen im 
Zuge der Aufzugsstrecke infrage.

 –  Sicherung der zivilrechtlichen Haf-
tungspflichten

 –  Zur Absicherung der zivilrecht-
lichen Schadensersatzpflichten 
gem. Paragraf 823 ff. BGB erscheint 
es geboten, dem Veranstalter be-
ziehungsweise Leiter einer Ver-
sammlung unter freiem Himmel 
beziehungsweise eines Aufzuges 
die Verpflichtung aufzuerlegen, 

eine Veranstalterhaftpflicht-
versicherung abzuschlie-

ßen und den Behörden 
darüber den Nachweis 
zu erbringen. Diese 

Verpflichtung sollte nicht 
nur unter der Maßgabe der 

engen Voraussetzungen 
des Paragraf 15 Abs. 1 
VersG, sondern auch 
für den Fall gelten, 
in dem aufgrund 
einer nachvollzieh-
baren Gefahren-
prognose – unter-

halb der Schwelle 
des Paragraf 15 
Abs. 1 VersG – 
erfahrungsge-
mäß vom Eintritt 
schwerwiegen-
der Gefahren 

auszugehen ist. 
Die mit dieser 

Pflicht verbundene 
Einschränkung seiner 

Entschließungsfreiheit, eine 
Versammlung zu initiieren und 
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